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1. Rechtsgrundlage

Der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) beschliellt nach § 92 Absatz 1 Satz 2 Nummer 7
SGB V die Arbeitsunfahigkeits-Richtlinie (AU-RL) zur Konkretisierung der Bewertungsmali-
stabe fur die Beurteilung von Arbeitsunfihigkeit. Die arztliche Feststellung von Arbeitsunfa-
higkeit schafft in der Regel die Voraussetzung fiir den Anspruch von Versicherten auf Entgelt-
fortzahlung im Krankheitsfalle oder Krankengeld.

2. Eckpunkte der Entscheidung

Die Feststellung der Arbeitsunfahigkeit erfordert wegen ihrer Tragweite flir Versicherte und
ihrer arbeits- und sozialrechtlichen sowie wirtschaftlichen Bedeutung besondere Sorgfalt ge-
malk § 1 Absatz 1 der AU-RL. Anlasslich der COVID-19-Pandemie wurde erstmalig mit Beschluss
des G-BA vom 20. Marz 2020 eine befristete ergdnzende Regelung vorgesehen, die eine Fest-
stellung von Arbeitsunfiahigkeit im Rahmen einer eingehenden telefonischen Anamnese, fir
Versicherte mit Erkrankungen der oberen Atemwege, die keine schwere Symptomatik vorwie-
sen, ermoglicht. Mit seinem Beschluss vom 17. November 2022 hatte der G-BA diese befris-
tete Sonderregelung des § 8 Absatz 1 AU-RL letztmalig bis zum 31. Marz 2023 verlédngert.

Die pandemiebedingte Sonderreglung hatte, neben der bereits regular geschaffenen Moglich-
keit der Feststellung von Arbeitsunfahigkeit im Rahmen der Videosprechstunde, in der Ver-
sorgungspraxis flr Vertragsarztinnen und -drzte sowie fir die Versicherten zudem eine Ent-
lastung dargestellt.

Mit dem Arzneimittel-Lieferengpassbekdampfungs- und Versorgungsverbesserungsgesetz
(ALBVVG) vom 19. Juli 2023 wurde der G-BA in § 92 Absatz 4a Satz 5 (neu) SGB V beauftragt,
bis zum 31. Januar 2024 in seiner AU-RL die Feststellung von Arbeitsunfahigkeit bei Erkran-
kungen, die keine schwere Symptomatik vorweisen und ausschlieRlich fur in der jeweiligen
arztlichen Praxis bekannte Versicherte auch nach telefonischer Anamnese zu ermdéglichen.

Ausweislich der Gesetzesbegriindung soll mit der Neuregelung die im Rahmen der Corona-
Pandemie durch den G-BA ermdglichte Feststellung der Arbeitsunfahigkeit nach telefonischer
Anamnese dauerhaft eingefihrt werden, da sich diese als ein sinnvolles Instrument zur Ent-
lastung der Arztinnen und Arzte sowie der Patientinnen und Patienten gezeigt habe. Die be-
reits getroffenen Regelungen zur Feststellung der Arbeitsunfahigkeit im Rahmen der aus-
schlieflichen Fernbehandlung sollen nun durch den G-BA durch eine unbefristete Regelung
zur telefonischen Feststellung von Arbeitsunfihigkeit erganzt werden.

2.1 Zu § 4 Absatz 5a (neu) AU-RL

Mit dem neuen Absatz 5a in § 4 der AU-RL wird dem gesetzlichen Auftrag in § 92 Absatz 4a
Satz 5 SGB V nachgekommen und eine unbefristete Moéglichkeit geschaffen, Arbeitsunfahig-
keit nach einer telefonischen Anamnese durch die Vertragsarztin oder den Vertragsarzt fest-
stellen zu lassen.

Den Beratungen lag folgendes Grundverstandnis zugrunde:

Im Vergleich zur Feststellung der Arbeitsunfahigkeit im Rahmen des unmittelbar persénlichen
Kontaktes bestehen im Rahmen der Fernbehandlung eingeschrankte Moglichkeiten fiir die
Vertragsarztinnen und Vertragsarzte bei der arztlichen Untersuchung, um das Krankheitsbild
zu diagnostizieren. Dies gilt sowohl fir die Video- als auch fir die Telefonsprechstunde. Im
Vergleich zur Videosprechstunde sind die Moglichkeiten der arztlichen Untersuchung im Rah-



men der Telefonsprechstunde weiter eingeschrankt. So kdnnen im Rahmen einer telefoni-
schen Anamnese zwar akustische Hinweise wie zum Beispiel Stimmklang, Betonung oder Na-
salitat durch die Vertragsarztin oder den Vertragsarzt beurteilt werden, jedoch sind die Mog-
lichkeiten einer Beurteilung von visuellen oder nonverbalen Hinweisen durch Mimik, Gestik
oder Erscheinungsbild durch die Vertragsarztin oder den Vertragsarzt im Rahmen einer Tele-
fonsprechstunde nicht gegeben. Die Vertragsarztin oder der Vertragsarzt wird die Diagnose
also auf Grundlage der Befragung und Symptombeschreibung der Versicherten, akustischer
Hinweise und ggf. bereits bekannter Befunde stellen. Im Gegensatz zu einer weiterhin zur
Feststellung von Arbeitsunfahigkeit unzuldssigen ausschlieBlichen Online-Befragung oder ei-
nes Chats findet ein direkter interaktiver miindlicher Austausch zwischen Vertragsarztin oder
Vertragsarzt und Versicherten statt.

Dariber hinaus ist die Nutzung eines digitalen Mediums von technischen Faktoren wie bei-
spielsweise der Ubertragungsqualitdt beeinflusst. Es konnen nicht die gleichen Eindriicke im
Vergleich zur personlichen Untersuchung gesammelt werden.

Demnach bleibt als Standard fiir die Feststellung einer Arbeitsunfahigkeit die unmittelbar per-
sonliche Untersuchung. Die Feststellung einer Arbeitsunfahigkeit im Rahmen einer Video-
sprechstunde ist nur unter den Voraussetzungen des § 4 Absatz 5 AU-RL moglich. Die Feststel-
lung einer Arbeitsunfdhigkeit per Telefon ist vor dem Hintergrund des oben dargelegten Ver-
haltnisses zu den anderen Formen der Feststellung folgerichtig nur dann nach dem neuen § 4
Absatz 5a AU-RL moglich, wenn die Feststellung der Arbeitsunfahigkeit im Rahmen einer Vi-
deosprechstunde nicht moglich ist. Dies ist beispielsweise dann der Fall, wenn die Vertrags-
arztin oder der Vertragsarzt eine Videosprechstunde generell nicht fiir die Behandlung von
Versicherten anbietet oder wenn die oder der Versicherte nicht in der Lage ist, eine Video-
sprechstunde wahrzunehmen. Dies kann zum Beispiel der Fall sein, wenn die oder der Versi-
cherte nicht die technischen oder persénlichen Voraussetzungen fiir die Wahrnehmung einer
Videosprechstunde mitbringt oder wenn die Internetverbindung in der Wohngegend der oder
des Versicherten nicht fir eine Videosprechstunde ausreicht. Die telefonische Feststellung ei-
ner Arbeitsunfahigkeit ist also gegentiber der Feststellung im Rahmen der Videosprechstunde
subsidiar.

Neben der Voraussetzung, dass es sich um eine Erkrankung handelt, die keine schwere Symp-
tomatik aufweist, erklart § 4 Absatz 5a AU-RL fiir die weiteren Voraussetzungen zur telefoni-
schen Feststellung einer Arbeitsunfahigkeit die Vorgaben in § 4 Absatz 5 AU-RL fir grundsatz-
lich entsprechend anwendbar, wobei die erstmalige Feststellung der Arbeitsunfdhigkeit fir
bekannte Versicherte im Rahmen der telefonischen Anamnese (iber einen Zeitraum von bis
zu funf Kalendertagen nicht hinausgehen soll. Die Beschrankung der Dauer der Feststellung
auf einen Zeitraum von bis zu fiinf Kalendertagen ist vor dem Hintergrund des auf Erkrankun-
gen ohne schwere Symptomatik eingegrenzten Anwendungsbereichs ausreichend und auf-
grund der dargestellten, im Vergleich zur Videosprechstunde weiter eingeschrankten Mog-
lichkeiten der arztlichen Untersuchung im Rahmen der Telefonsprechstunde geboten, um bei
langer anhaltender Symptomatik im Rahmen unmittelbar persénlicher Untersuchung das
Krankheitsbild weitergehend zu diagnostizieren.

Von der Moglichkeit zur Feststellung der Arbeitsunfahigkeit im Rahmen der Telefonsprech-
stunde sind zudem Versicherte, die der Vertragsarztin oder dem Vertragsarzt oder einer an-
deren Vertragsarztin oder einem anderen Vertragsarzt derselben Berufsausiibungsgemein-
schaft aufgrund fritherer Behandlung nicht unmittelbar personlich bekannt sind (entgegen der
Regelung zur Videosprechstunde im § 4 Absatz 5 Satz 4 AU-RL) ausgenommen, weil die tele-
fonische Feststellung der Arbeitsunfahigkeit bereits nach der gesetzlichen Grundlage nur bei
Versicherten moglich ist, die der Vertragsarztin oder dem Vertragsarzt oder einer anderen
Vertragsarztin oder einem anderen Vertragsarzt derselben Berufsaustibungsgemeinschaft
aufgrund friherer Behandlung unmittelbar persénlich bekannt sind.



Wie bei der Videosprechstunde gilt, dass eine Feststellung der Arbeitsunfdhigkeit auf Grund
einer mittelbar personlichen Untersuchung im Rahmen einer telefonischen Anamnese nur er-
folgen kann, wenn die Erkrankung dies nicht ausschlielt. Hierdurch wird die Gleichwertigkeit
der verschiedenen Wege der Feststellung gewahrt.

Die Feststellung, dass keine schwere Symptomatik vorliegt, erfolgt durch die Vertragsarztin
oder den Vertragsarzt insbesondere anhand der Art der Symptomatik, der Gefahr von Kom-
plikationen, der Schwere des zu erwartenden Krankheitsverlaufs und der Behandlungsbedurf-
tigkeit sowie der voraussichtlichen Dauer der zu erwartenden Erkrankung. Falls zwecks Abkla-
rung der Symptomatik eine kérperliche Untersuchung erforderlich ist, muss eine unmittelbare
personliche Vorstellung bei der behandelnden Vertragsarztin oder dem behandelnden Ver-
tragsarzt erfolgen.

Vor diesem Hintergrund wird die Feststellung der Arbeitsunféhigkeit im Rahmen einer telefo-
nischen Anamnese in erster Linie bei Erkrankungen mit voraussichtlich kurzer Dauer und re-
gelmaBig milderem Verlauf in Frage kommen.

Sofern der Vertragsarztin oder dem Vertragsarzt eine hinreichend sichere Beurteilung der Ar-
beitsunfahigkeit im Rahmen der telefonischen Anamnese nicht moglich ist, ist von einer Fest-
stellung der Arbeitsunfiahigkeit im Rahmen des Telefonats abzusehen und auf die Erforderlich-
keit einer unmittelbar personlichen Untersuchung durch eine Vertragsarztin oder einen Ver-
tragsarzt zu verweisen. Einer besonderen Sorgfalt bei der Abwdgung bedarf es hierbei insbe-
sondere wegen der Tragweite flir Versicherte und ihrer arbeits- und sozialversicherungsrecht-
lichen sowie wirtschaftlichen Bedeutung. Auf diese Weise wird sichergestellt, dass der hohe
Beweiswert der festgestellten Arbeitsunfahigkeit auch bei einer telefonischen Feststellung be-
steht.

Die Feststellung des Fortbestehens der Arbeitsunfdhigkeit im Rahmen der telefonischen
Anamnese soll nur erfolgen, wenn bei der oder dem Versicherten bereits zuvor aufgrund un-
mittelbar persoénlicher Untersuchung durch die Vertragsarztin oder den Vertragsarzt eine Ar-
beitsunfahigkeit wegen derselben Krankheit festgestellt worden ist. Hierbei ist insbesondere
auch die gesetzliche Begrenzung auf Erkrankungen, die keine schwere Symptomatik aufwei-
sen, zu berlicksichtigen.

Die Feststellung der Arbeitsunfdhigkeit nach einer telefonischen Anamnese ist auch im ver-
tragszahnarztlichen Bereich bei Verlangerungen einer bestehenden Arbeitsunfahigkeit mog-
lich. Besonders zu beachten ist dabei, dass die vorherige Durchfiihrung einer Videosprech-
stunde aufgrund der gesetzlich normierten Einschrankung in § 87 Absatz 2k SGB V nur bei den
in § 87 Absatz 2i SGB V genannten Personengruppen (Versicherte, die einem Pflegegrad nach
§ 15 des Elften Buches zugeordnet sind, in der Eingliederungshilfe nach § 99 des Neunten Bu-
ches leistungsberechtigt sind und die die Zahnarztpraxis aufgrund ihrer Pflegebedirftigkeit,
Behinderung oder Einschrankung nicht oder nur mit hohem Aufwand aufsuchen kénnen) mog-
lich ist. Insofern ist die Moglichkeit zur vorrangingen Durchflihrung einer Videosprechstunde
bei Versicherten aullerhalb der in § 87 Absatz 2i SGB V genannten Personengruppen aufgrund
eines gesetzlichen Hindernisses im vertragszahnarztlichen Bereich nicht gegeben. In aller Re-
gel wird im zahnarztlichen Bereich eine unmittelbar persénliche Behandlung vorangegangen
sein. Gerade in Situationen wie beispielsweise nach einem zahnarztlichen operativen Eingriff,
bei welcher nach erfolgter Arbeitsunfdhigkeit eine Verlangerung der Arbeitsunfahigkeit not-
wendig ist, ist eine telefonische Verlangerung durch die Vertragszahnéarztin oder dem Ver-
tragszahnarzt denkbar (Folgebescheinigung). Bei akuten Schmerzzustdanden hingegen ist die
telefonische Feststellung der Arbeitsunfahigkeit aufgrund der sofortigen Behandlungsnot-
wendigkeit nicht sinnvoll (Erstbescheinigung). Eine weitere Konkretisierung der Feststellung
der telefonischen Arbeitsunfahigkeit im vertragszahnérztlichen Bereich erfolgt durch die Bun-
desmantelvertragspartner unter Zugrundelegung der oben dargestellten Ausfiihrungen.



2.2 Ergdnzung in § 4 Absatz 5 Satz 2 AU-RL und
Einfiilhrung eines neuen Satzes 10 in § 4 Absatz 5 AU-RL

Nach § 4 Absatz 5 Satz 1 AU-RL darf die Feststellung der Arbeitsunfahigkeit nur auf Grund einer
arztlichen Untersuchung erfolgen. Nach Satz 2 erfolgt die arztliche Untersuchung unmittelbar
personlich oder mittelbar personlich. Da die Feststellung einer Arbeitsunfahigkeit im Rahmen
der telefonischen Anamnese auch eine Feststellung im Rahmen eines mittelbar persdnlichen
Kontaktes darstellt, wird hier neben der Videosprechstunde die telefonische Anamnese er-
ganzt.

Diese Erganzung andert nichts an dem Rangverhaltnis zwischen den einzelnen Untersuchungs-
wegen (unmittelbar persdnlichem Kontakt, Videosprechstunde oder Telefonie), soll aber da-
hingehend zu einer Klarstellung beitragen, als dass auch die Feststellung einer Arbeitsunfahig-
keit im Rahmen der Telefonie eine arztliche Untersuchung darstellt. Eine telefonische Fest-
stellung einer Arbeitsunfahigkeit kann namlich immer nur dann erfolgen, wenn aus fachlich-
medizinischer Sicht die Arbeitsunfahigkeit hinreichend sicher beurteilt werden kann und alle
fir die Diagnosestellung erforderlichen Befunde erhoben werden kdnnen oder bereits vorlie-
gen. Dementsprechend ist entsprechend des gesetzgeberischen Willens sichergellt, dass auch
die per Telefon ausgestellte AU-Bescheinigung den gleichen Beweiswert genief3t, wie die Ar-
beitsunfahigkeitsbescheinigung, die per unmittelbar persénlichem Kontakt oder per Video-
sprechstunde ausgestellt wurde.

Da die Vertragsarztin oder der Vertragsarzt sowohl bei der Videosprechstunde als auch bei
der Telefonie die Authentifizierung der oder des Versicherten durchzufiihren hat, wird in § 4
Absatz 5 AU-RL ein klarstellender Satz aufgenommen. Das Nahere fiir die Feststellung der Ar-
beitsunfahigkeit im Rahmen der Videosprechstunde wird in den Vereinbarungen der Partner
der Bundesmantelvertrage geregelt.

23 Aufheben von § 8 AU-RL

Da mit der neu geschaffenen Regelung in § 4 Absatz 5a AU-RL nunmehr die unbefristete Mog-
lichkeit der Feststellung von Arbeitsunfahigkeit im Rahmen einer telefonischen Fernbehand-
lung geschaffen worden ist sowie aufgrund der Méglichkeit, im Falle des Vorliegens einer 6f-
fentlich-rechtlichen Pflicht zur Absonderung oder einer 6ffentlich-rechtlichen Empfehlung zur
Absonderung auch weiterhin Arbeitsunfahigkeit auf Grundlage einer telefonischer Anamnese
gemaR § 4 Absatz 6 AU-RL festzustellen, wird die Regelung des § 8 ,,Sonderregelung im Zusam-
menhang mit der COVID-19-Epidemie” aufgehoben.

2.4 Inkrafttreten

Durch das riickwirkende Inkrafttreten am 7. Dezember 2023 wird eine zeitnahe Anwendung
der Regelung in der Versorgung gewahrleistet und damit den aktuell steigendenden Infekti-
onszahlen Rechnung getragen.

3. Wiirdigung der Stellungnahmen

Der G-BA hat die schriftlichen und muindlichen Stellungnahmen ausgewertet. Das Stellung-
nahmeverfahren ist in Kapitel 7 als Anlage der Tragenden Griinde abgebildet. Es haben sich
aufgrund der schriftlichen Stellungnahmen Anderung am Beschlussentwurf (siehe Kapitel 7.6)
ergeben.



4. Biirokratiekostenermittlung

Durch den vorgesehenen Beschluss entstehen keine neuen bzw. gednderten Informations-
pflichten fir Leistungserbringerinnen und Leistungserbringer im Sinne von Anlage Il zum 1. Ka-
pitel VerfO und dementsprechend keine Birokratiekosten.

5. Verfahrensablauf
Datum Gremium Beratungsgegenstand/Verfahrensschritt
26.07.2023 Verkiindung des Arzneimittel-Lieferengpassbekampfungs-
und Versorgungsverbesserungsgesetz im Bundesgesetzblatt
17.08.2023 | G-BA Einleitung eines Beratungsverfahrens gemal 1. Kapitel § 5
Absatz 1 der Verfahrensordnung des G-BA (VerfO)
17.10.2023 | UAVL Beschluss zur Einleitung des Stellungnahmeverfahrens vor
abschlieender Entscheidung des G-BA (gemal 1. Kapitel
§ 10 VerfO) iiber eine Anderung der AU-RL
14.11.2023 | UAVL Anho6rung
06.12.2023 | UAVL AbschlieBende Wirdigung der Stellungnahmen und Bera-
tung der Beschlussunterlagen
07.12.2023 | G-BA Beschluss (iber eine Anderung der AU-RL
07.12.2023 Mitteilung des Ergebnisses der gemald § 94 Absatz 1 SGB V
erforderlichen Prifung des Bundesministeriums fiir Gesund-
heit
27.12.2023 Veroffentlichung im Bundesanzeiger
07.12.2023 Inkrafttreten (rickwirkend)
6. Fazit

Der G-BA beschlieRt die Anderung der Arbeitsunfihigkeits-Richtlinie zur Umsetzung des Auf-
trags aus dem Arzneimittel-Lieferengpassbekampfungs- und Versorgungsverbesserungsge-
setz.

Berlin, den 7. Dezember 2023
Gemeinsamer Bundesausschuss

gemall § 91 SGB V
Der Vorsitzende

Prof. Hecken



7. Dokumentation des Stellungnahmeverfahrens

7.1 Einleitung des schriftlichen Stellungnahmeverfahrens

Der Unterausschuss Veranlasste Leistungen (UA VL) hat in Delegation fiir das Plenum nach § 3
Absatz 1 Satz 2 Geschéaftsordnung (GO) und 1. Kapitel § 10 Absatz 1 der Verfahrensordnung
des G-BA (VerfO) in seiner Sitzung am 17. Oktober 2023 beschlossen, ein Stellungnahmever-
fahren nach § 91 Absatz 5 SGB V sowie § 91 Absatz 5a SGB V vor seiner Entscheidung lber
eine Anderung der Arbeitsunfihigkeits-Richtlinie (AU-RL) einzuleiten. Der Bundesirztekam-
mer, der Bundeszahnarztekammer und dem Bundesbeauftragten flir den Datenschutz und die
Informationsfreiheit wurde Gelegenheit gegeben, innerhalb einer Frist von zwei Wochen zur
beabsichtigten Anderung der AU-RL Stellung zu nehmen. Zudem wurden durch den UA VL in
Delegation fiir das Plenum nach § 3 Absatz 1 Satz 2 GO in Verbindung mit 1. Kapitel § 4 Absatz
2 Satz 2 Buchstabe b, § 8 Absatz 2 Satz 1 Buchstabe a VerfO des G-BA der Bundesvereinigung
der Deutschen Arbeitgeberverbidnde und dem Deutschen Gewerkschaftsbund Gelegenheit
zur Abgabe einer Stellungnahme geben. Den angeschriebenen Organisationen wurden anlass-
lich der Beschlussfassung des G-BA zur Einleitung des Stellungnahmeverfahrens auch die Tra-
genden Griinde als Erlduterung sowie die zur Stellungnahme gestellten Anderungen in einem
Auszug aus der AU-RL (ibersandt. Die Stellungnahmefrist soll gemaR 1. Kapitel § 10 Absatz 1
Satz 3 VerfO nicht kirzer als vier Wochen sein. Vor dem Hintergrund der kurzen gesetzlichen
Frist und der MaBgabe einer schnellen Umsetzung der Regelung wurde die Einleitung des Stel-
lungnahmeverfahrens mit einer Frist von zwei Wochen beschlossen. Die Stellungnahmefrist
endete am 31. Oktober 2023.

7.2 Eingegangene Stellungnahmen

Die eingegangenen Stellungnahmen der Institutionen/Organisationen, denen Gelegenheit zur
Abgabe einer Stellungnahme (SN) gegeben wurde sowie entsprechende Eckdaten zum Ein-
gang und zur Anhorung sind in der nachfolgenden Tabelle dargestellt.

Stellungnahmeberechtigte Eingang SN Bemerkungen

Stellungnahmeberechtigte gemdfl § 91 Absatz 5 SGB V

Bundesirztekammer (BAK) 31.10.2023

Bundeszahnirztekammer (BZAK) 31.10.2023 Verzicht auf die Abgabe ei-
ner Stellungnahme.

02.11.2023 Riicknahme des Verzichts
und Abgabe einer Stellung-
nahme. Verzicht auf eine
mindliche Stellungnahme.

Stellungnahmeberechtigte gemdfl § 91 Absatz 5a SGB V

Bundesbeauftragter fiir den Datenschutz und 30.10.2023
die Informationsfreiheit (BfDI)

Stellungnahmerecht im Einzelfall gemdf3 § 3 Absatz 1 Satz 2 GO i.V.m.
1. Kapitel § 4 Absatz 2 Satz 2 Buchstabe b, § 8 Absatz 2 Satz 1 Buchstabe a VerfO G-BA

Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbande (BDA) | 30.10.2023

Deutscher Gewerkschaftsbund (DGB) 30.10.2023




7.3 Beschlussentwurf zum Stellungnahmeverfahren

Stand: 17.10.2023

Gemeinsamer
Bundesausschuss

Beschlussentwurf

des Gemeinsamen Bundesausschusses liber eine Anderung
der Arbeitsunfahigkeits-Richtlinie: Telefonische Feststellung
von Arbeitsunfahigkeit

Vom T. Monat JJJJ

Der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) hat in seiner Sitzung am T. Monat JJJJ beschlossen,
die Arbeitsunfahigkeits-Richtlinie in der Fassung vom 14. November 2013 (BAnz AT 27.01.2014
B4), die zuletzt durch die Bekanntmachung des Beschlusses vom 15. Dezember 2022 (BAnz AT
13.03.2023 B6) gesandert worden ist, wie folgt zu dndern:

I Die Richtlinie wird wie folgt gedndert:

1. In Absatz 5 Satz 2 werden nach dem Wort ,Videosprechstunde” die Worter ,,oder
nach telefonischer Anamnese nach Malgabe von Absatz 5a“ eingefligt.

2. Nach § 4 Absatz 5 wird folgender Absatz 5a eingeflgt:

.5a) Sofern die Feststellung der Arbeitsunfihigkeit im Rahmen einer
Videosprechstunde nicht moglich ist, kann diese bei Versicherten mit Erkrankungen,
die keine schwere Symptomatik vorweisen, entsprechend der Vorgaben nach Absatz 5
auch nach telefonischer Anamnese erfolgen. Dies gilt nicht fiir Versicherte nach
Absatz 5 Satz 4.”

3. § 8 wird aufgehoben.

1. Die Anderung der Richtlinie tritt am Tag nach der Verdffentlichung im Bundesanzeiger
in Kraft.

Die Tragenden Griinde zu diesem Beschluss werden auf den Internetseiten des G-BA unter
www.g-ba.de verdffentlicht.
Berlin, den T. Monat JJJJ
Gemeinsamer Bundesausschuss
gemal § 91 SGB V

Der Vorsitzende

Prof. Hecken
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1. Rechtsgrundlage

Der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) beschlieSt nach § 92 Absatz 1 Satz 2 Nummer 7
SGB V die Arbeitsunfahigkeits-Richtlinie (AU-RL) zur Konkretisierung der BewertungsmaR-
stdbe fir die Beurteilung von Arbeitsunfahigkeit. Die adrztliche Feststellung von Arbeitsunfa-
higkeit schafft in der Regel die Voraussetzung flir den Anspruch von Versicherten auf Entgelt-
fortzahlung im Krankheitsfalle oder Krankengeld.

Mit dem Arzneimittel-Lieferengpassbekampfungs- und Versorgungsverbesserungsgesetz
(ALBVVG) vom 19. Juli 2023 wurde der G-BA in § 92 Absatz 4a Satz 5 (neu) SGB V beauftragt,
bis zum 31. Januar 2024 in seiner AU-RL die Feststellung von Arbeitsunfidhigkeit bei Erkran-
kungen, die keine schwere Symptomatik vorweisen und ausschlielich flr in der jeweiligen
arztlichen Praxis bekannten Versicherten auch nach telefonischer Anamnese zu erméglichen.

Ausweislich der Gesetzesbegrindung soll mit der Neuregelung die im Rahmen der Corona-
Pandemie durch den G-BA ermdoglichte Feststellung der Arbeitsunfahigkeit nach telefonischer
Anamnese dauerhaft eingefiihrt werden, da sich diese als ein sinnvolles Instrument zur Ent-
lastung der Arztinnen und Arzte sowie der Patientinnen und Patienten gezeigt habe. Die be-
reits getroffenen Regelungen zur Feststellung der Arbeitsunfahigkeit im Rahmen der aus-
schlieBlichen Fernbehandlung sollen nun durch den G-BA durch eine unbefristete Regelung
zur telefonischen Feststellung von Arbeitsunfahigkeit erganzt werden.

2. Eckpunkte der Entscheidung

Die Feststellung der Arbeitsunfahigkeit erfordert wegen ihrer Tragweite fir Versicherte und
ihrer arbeits- und sozialrechtlichen sowie wirtschaftlichen Bedeutung besondere Sorgfalt ge-
mafk § 1 Absatz 1 der AU-RL. Anlasslich der COVID-19-Pandemie wurde erstmalig mit Beschluss
des G-BA vom 20. Mdrz 2020 eine befristete ergdnzende Regelung vorgesehen, die eine Fest-
stellung von Arbeitsunfahigkeit im Rahmen einer eingehenden telefonischen Anamnese, fir
Versicherte mit Erkrankungen der oberen Atemwege, die keine schwere Symptomatik vorwie-
sen, ermoglicht. Mit seinem Beschluss vom 17. November 2022 hatte der G-BA diese befris-
tete Sonderregelung des § 8 Absatz 1 AU-RL letztmalig bis zum 31. Mérz 2023 verlangert.

Die pandemiebedingte Sonderreglung hatte, neben der bereits reguldr geschaffenen Mdglich-
keit der Feststellung von Arbeitsunfahigkeit im Rahmen der Videosprechstunde, in der Ver-
sorgungspraxis flr Vertragsdrztinnen und -drzte sowie flr die Versicherten zudem eine Ent-
lastung dargestellt.

2.1 Zu § 4 Absatz 5a (neu) AU-RL

Mit dem neuen Absatz 5a in § 4 der AU-RL wird dem gesetzlichen Auftrag in § 92 Absatz 4a
Satz 5 SGB V nachgekommen und fir Versicherte mit Erkrankungen, die keine schwere Symp-
tomatik vorweisen und die in der jeweiligen arztlichen Praxis bekannt sind, eine unbefristete
Moglichkeit geschaffen, Arbeitsunfidhigkeit nach einer telefonischen Anamnese durch die Ver-
tragsdrztin oder den Vertragsarzt feststellen zu lassen, sofern eine Feststellung von Arbeits-
unfahigkeit im Rahmen der Videosprechstunde nicht moglich ist.

Die Feststellung, dass keine schwere Symptomatik vorliegt, erfolgt durch die Vertragsarztin
oder den Vertragsarzt insbesondere anhand der Art der Symptomatik, der Gefahr von Kom-
plikationen, der Schwere des zu erwartenden Krankheitsverlaufs und der Behandlungsbedirf-
tigkeit sowie der voraussichtlichen Dauer der zu erwartenden Erkrankung. Falls zwecks Abkla-
rung der Symptomatik eine kérperliche Untersuchung erforderlich ist, muss eine unmittelbare



persdnliche Vorstellung bei der behandelnden Vertragsarztin oder dem behandelnden Ver-
tragsarzt erfolgen.

GKV-SV

Vor diesem Hintergrund wir die Feststellung der Arbeitsunfihigkeit im Rahmen einer tele-
fonischen Anamnese in erster Linie bei Erkrankungen mit voraussichtlich kurzer Dauer und
regelmalig milderem Verlauf in Frage kommen.

Sofern der Vertragsarztin oder dem Vertragsarzt eine hinreichend sichere Beurteilung der Ar-
beitsunfahigkeit im Rahmen der telefonischen Anamnese nicht moglich ist, ist von einer Fest-
stellung der Arbeitsunfahigkeit im Rahmen des Telefonats abzusehen und auf die Erforderlich-
keit einer unmittelbar personlichen Untersuchung durch eine Vertragsarztin oder einen Ver-
tragsarzt zu verweisen. Einer besonderen Sorgfalt bei der Abwéagung bedarf es hierbei insbe-
sondere wegen der Tragweite fiir Versicherte und ihrer arbeits- und sozialversicherungsrecht-
lichen sowie wirtschaftlichen Bedeutung. Auf diese Weise wird sichergestellt, dass der hohe
Beweiswert der festgestellten Arbeitsunfahigkeit auch bei einer telefonischen Feststellung be-
steht.

Im Vergleich zur Feststellung der Arbeitsunfahigkeit im Rahmen des unmittelbar personlichen
Kontaktes bestehen im Rahmen der Fernbehandlung eingeschrinkte Moglichkeiten flr die
Arztinnen und Arzte bei der drztlichen Untersuchung, um das Krankheitshild zu diagnostizie-
ren. Dies gilt sowohl fiir die Video- als auch fiir die Telefonsprechstunde. Im Vergleich zur Vi-
deosprechstunde sind die Méglichkeiten der drztlichen Untersuchung im Rahmen der Tele-
fonsprechstunde weiter eingeschrankt. So kénnen im Rahmen einer telefonischen Anamnese
zwar akustische Hinweise wie zum Beispiel Stimmklang, Betonung oder Nasalitdt durch die
Vertragsdrztin oder den Vertragsarzt beurteilt werden, jedoch sind die Moglichkeit einer Be-
urteilung von visuellen oder nonverbalen Hinweisen durch Mimik, Gestik oder Erscheinungs-
bild durch die Vertragsarztin oder den Vertragsarzt im Rahmen einer Telefonsprechstunde
nicht gegeben. Die Vertragsarztin oder der Vertragsarzt wird die Diagnose also auf Grundlage
der Befragung und Symptombeschreibung der Versicherten, akustischen Hinweisen und ggf.
bereits bekannter Befunde stellen. Im Gegensatz zu einer ausschlieBlichen Online-Befragung
oder eines Chats findet ein direkter interaktiver miindlicher Austausch zwischen Vertragséarz-
tin oder Vertragsarzt und Versicherten statt.

Daruber hinaus ist die Nutzung eines digitalen Mediums von technischen Faktoren wie bei-
spielsweise der Ubertragungsqualitdt beeinflusst. Es kénnen nicht die gleichen Eindriicke im
Vergleich zur persdnlichen Untersuchung gesammelt werden.

Demnach bleibt als Standard fiir die Feststellung einer Arbeitsunfédhigkeit die unmittelbar per-
sdnliche Untersuchung. Die Feststellung einer Arbeitsunfahigkeit im Rahmen einer Video-
sprechstunde ist nur unter den Voraussetzungen des § 4 Absatz 5 AU-RL moéglich. Die Feststel-
lung einer Arbeitsunfidhigkeit per Telefon ist gemaR § 4 Absatz 5a AU-RL zudem nur dann még-
lich, wenn die Feststellung der Arbeitsunfahigkeit im Rahmen einer Videosprechstunde nicht
moglich ist. Die telefonische Feststellung einer Arbeitsunfahigkeit ist also gegeniiber der Fest-
stellung im Rahmen der Videosprechstunde subsidiar.

Fur die weiteren Voraussetzungen zur telefonischen Feststellung einer Arbeitsunfahigkeit er-
klart & 4 Absatz 5a AU-RL die Vorgaben in § 4 Absatz 5 AU-RL fir entsprechend anwendbar.
Hiervon ausgenommen ist § 4 Absatz 5 Satz 4 AU-RL, weil die telefonische Feststellung der
Arbeitsunfihigkeit nur bei bereits bekannten Versicherten moglich ist.

Insofern gilt, wie bei der Videosprechstunde, dass eine Feststellung der Arbeitsunfahigkeit auf
Grund einer mittelbar persdnlichen Untersuchung im Rahmen einer telefonischen Anamnese
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nur erfolgen kann, wenn die Erkrankung dies nicht ausschlieBt. Hierdurch wird die Gleichwer-
tigkeit der verschiedenen Wege der Feststellung gewahrt.

Um eine visuelle Einschatzung zu ermoglichen, soll die Feststellung grundsatzlich im Wege der
Videosprechstunde erfolgen und nur dann nach telefonischer Anamnese, wenn eine Video-
sprechstunde nicht moglich ist. Die Feststellung der Arbeitsunfdhigkeit im Rahmen der Video-
sprechstunde ist zum Beispiel nicht méglich, wenn die Vertragsarztin oder der Vertragsarzt
eine Videosprechstunde generell nicht flr die Behandlung von Versicherten anbietet. Weiter-
hin ist die Feststellung der Arbeitsunfdhigkeit im Rahmen der Videosprechstunde nicht mog-
lich, wenn die oder der Versicherte nicht in der Lage ist, eine Videosprechstunde wahrzuneh-
men. Dies kann zum Beispiel der Fall sein, wenn die oder der Versicherte nicht die technischen
oder personlichen Voraussetzungen fiir die Wahrnehmung einer Videosprechstunde mit-
bringt oder wenn die Internetverbindung in der Wohngegend der oder des Versicherten nicht
fiir eine Videosprechstunde ausreicht.

Voraussetzung flr die Feststellung von Arbeitsunfdhigkeit nach einer telefonischen Anamnese
ist, dass die Versicherten der Vertragsdrztin oder dem Vertragsarzt oder einer anderen Ver-
tragsdrztin oder einem anderen Vertragsarzt derselben Berufsausiibungsgemeinschaft auf-
grund fraherer Behandlung unmittelbar personlich bekannt sind und es sich um eine Erkran-
kung handelt, die keine schwere Symptomatik aufweist. Eine Verifizierung der oder des Versi-
cherten ist hierbei sicherzustellen, damit in geeigneter Weise die Identitdt der oder des Versi-
cherten festgestellt werden kann. In den Fallen der erstmaligen Feststellung der Arbeitsunfa-
higkeit wird diese im Rahmen einer eingehenden persénlichen telefonischen Anamnese sowie
arztlichen Uberzeugung vom Zustand der oder des Versicherten fiir einen Zeitraum von bis zu
sieben Werktagen ermaoglicht.

Die Feststellung des Fortbestehens der Arbeitsunfahigkeit im Rahmen der telefonischen
Anamnese soll nur erfolgen, wenn bei der oder dem Versicherten bereits zuvor aufgrund un-
mittelbar persénlicher Untersuchung durch die Vertragsarztin oder den Vertragsarzt eine Ar-
beitsunfahigkeit wegen derselben Krankheit festgestellt worden ist. Hierbei ist insbesondere
auch die gesetzliche Begrenzung auf Erkrankungen, die keine schwere Symptomatik aufwei-
sen, zu beriicksichtigen.

Die Feststellung der Arbeitsunfdhigkeit nach einer telefonischen Anamnese ist auch im ver-
tragszahndrztlichen Bereich bei Verldangerungen einer bestehenden Arbeitsunfdhigkeit mog-
lich. Besonders zu beachten ist dabei, dass die vorherige Durchfilhrung einer Videosprech-
stunde aufgrund der gesetzlich normierten Einschrankung in § 87 Absatz 2k SGB V nur bei den
in § 87 Absatz 2i SGB V genannten Personengruppen (Versicherte, die einem Pflegegrad nach
§ 15 des Elften Buches zugeordnet sind, in der Eingliederungshilfe nach § 99 des Neunten Bu-
ches leistungsberechtigt sind und die die Zahnarztpraxis aufgrund ihrer Pflegebediirftigkeit,
Behinderung oder Einschrénkung nicht oder nur mit hohem Aufwand aufsuchen kénnen) mog-
lich ist. Insofern ist die Méglichkeit zur vorrangingen Durchflihrung einer Videosprechstunde
bei Versicherten auRerhalb der in § 87 Absatz 2i SGB V genannten Personengruppen aufgrund
eines gesetzlichen Hindernisses im vertragszahnarztlichen Bereich nicht gegeben. In aller Re-
gel muss im zahnarztlichen Bereich eine unmittelbar persénliche Behandlung vorangegangen
sein: Gerade in Situationen wie beispielsweise nach einem zahndrztlichen operativen Eingriff,
bei welcher nach erfolgter Arbeitsunfdhigkeit eine Verlangerung der Arbeitsunfahigkeit not-
wendig ist, ist eine telefonische Verlangerung durch die Vertragszahnarztin oder dem Ver-
tragszahnarzt denkbar (Folgebescheinigung). Bei akuten Schmerzzustinden hingegen ist die
telefonische Feststellung der Arbeitsunfahigkeit aufgrund der sofortigen Behandlungsnot-
wendigkeit nicht sinnvoll (Erstbescheinigung). Eine weitere Konkretisierung der Feststellung
der telefonischen Arbeitsunfahigkeit im vertragszahnarztlichen Bereich erfolgt durch die Bun-
desmantelvertragspartner unter Zugrundelegung der oben dargestellten Ausfihrungen.



2.2 Folgednderung — Ergdanzung in § 4 Absatz 5 Satz 2 AU-RL

Nach § 4 Absatz 5 Satz 1 AU-RL darf die Feststellung der Arbeitsunfahigkeit nur auf Grund einer
arztlichen Untersuchung erfolgen. Nach Satz 2 erfolgt die drztliche Untersuchung unmittelbar
persénlich oder mittelbar persénlich. Da die Feststellung einer Arbeitsunfahigkeit im Rahmen
der telefonischen Anamnese auch eine Feststellung im Rahmen eines mittelbar personlichen
Kontaktes darstellt, wird die Videosprechstunde um die telefonische Anamnese ergénzt.

Diese Ergdnzung andert nichts an dem Verhaltnis zwischen den einzelnen Untersuchungswe-
gen (unmittelbar personlichem Kontakt, Videosprechstunde oder Telefonie), soll aber dahin-
gehend zu einer Klarstellung beitragen, als dass auch die Feststellung einer Arbeitsunfahigkeit
im Rahmen der Telefonie eine drztliche Untersuchung darstellt. Eine telefonische Feststellung
einer Arbeitsunfdhigkeit kann namlich immer nur dann erfolgen, wenn aus fachlich-medizini-
scher Sicht die Arbeitsunfdahigkeit hinreichend sicher beurteilt werden kann und alle fiir die
Diagnosestellung erforderlichen Befunde erhoben werden kénnen oder bereits vorliegen.
Dementsprechend ist entsprechend des gesetzgeberischen Willens sichergellt, dass auch die
per Telefon ausgestellte AU-Bescheinigung den gleichen Beweiswert genieRt, wie die Arbeits-
unfahigkeitsbescheinigung, die per unmittelbar persénlichem Kontakt oder per Videosprech-
stunde ausgestellt wurde.

2.3 Aufheben von § 8 AU-RL

Da mit der neu geschaffenen Regelung in § 4 Absatz 5a AU-RL nunmehr die unbefristete Mog-
lichkeit der Feststellung von Arbeitsunfahigkeit im Rahmen einer telefonischen Fernbehand-
lung geschaffen worden ist sowie aufgrund der Méglichkeit, im Falle des Vorliegens einer &f-
fentlich-rechtlichen Pflicht zur Absonderung oder einer 6ffentlich-rechtlichen Empfehlung zur
Absonderung auch weiterhin Arbeitsunfahigkeit auf Grundlage einer telefonischer Anamnese
gemal § 4 Absatz 6 AU-RL festzustellen, wird die Regelung des § 8 ,Sonderregelung im Zusam-
menhang mit der COVID-19-Epidemie” aufgehoben.

3. Wiirdigung der Stellungnahmen

[...]

4, Biirokratiekostenermittiung

Durch den vorgesehenen Beschluss entstehen keine neuen bzw. gedanderten Informations-
pflichten fir Leistungserbringerinnen und Leistungserbringer im Sinne von Anlage Il zum 1.
Kapitel VerfO und dementsprechend keine Birokratiekosten.

5. Verfahrensablauf
Datum Gremium Beratungsgegenstand/Verfahrensschritt
26.07.2023 Verkindung des Arzneimittel-Lieferengpassbekampfungs-
und Versorgungsverbesserungsgesetz im Bundesgesetzblatt
17.08.2023 | G-BA Einleitung eines Beratungsverfahrens gemaR 1. Kapitel § 5
Absatz 1 der Verfahrensordnung des G-BA (VerfQO)
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Datum Gremium Beratungsgegenstand/Verfahrensschritt

17.10.2023 | UA VL Beschluss zur Einleitung des Stellungnahmeverfahrens vor
abschlieBender Entscheidung des G-BA (gemdR 1. Kapitel
§ 10 VerfO) iiber eine Anderung der AU-RL

TT.MM.JJJ) | UAVL Anhorung

TT.MM.JJ) | UAVL AbschlieBende Wirdigung der Stellungnahmen und Bera-
tung der Beschlussunterlagen

TT.MM.JJ) | G-BA AbschlieRende Beratungen und Beschluss liber eine Ande-
rung der AU-RL

TT.MM.JJJJ Mitteilung des Ergebnisses der gemal} § 94 Absatz 1 SGB V
erforderlichen Prifung des Bundesministeriums fir Gesund-
heit

TT.MM.JJJJ Verodffentlichung im Bundesanzeiger

TT.MM.JJJJ Inkrafttreten

6. Fazit

Berlin, den T. Monat JIJJ

Gemeinsamer Bundesausschuss
gemall § 91 SGB V
Der Vorsitzende

Prof. Hecken




7.5

Auszug der AU-RL zum Stellungnahmeverfahren

Auszug AU-RL: telefonische AU (ALBVVG)

Stand: 17.10.2023 Gemeinsamer
Bundesausschuss

§4 Verfahren zur Feststellung der Arbeitsunfahigkeit

(1) Bei der Feststellung der Arbeitsunfahigkeit sind kérperlicher, geistiger und seelischer
Gesundheitszustand der oder des Versicherten gleichermalien zu berlicksichtigen.

(2) Die érztlich festgestellte Arbeitsunfahigkeit ist Voraussetzung fiir den Anspruch auf
Entgeltfortzahlung und flir den Anspruch auf Krankengeld.

(3) 'DieVertragsarztin oder der Vertragsarzt teilt der Krankenkasse auf Anforderung in der Regel
innerhalb von drei Werktagen weitere Informationen auf den vereinbarten Vordrucken mit.
2Derartige Anfragen seitens der Krankenkasse sind in der Regel friihestens nach einer kumulativen
Zeitdauer der Arbeitsunfihigkeit von 21 Tagen zulissig. 3In begriindeten Fillen sind auch
weitergehende Anfragen der Krankenkasse maoglich.

(4) Sofern — abweichend von der Feststellung im Entlassungsbericht der Rehabilitations-
einrichtung — weiterhin Arbeitsunfahigkeit attestiert wird, ist dies zu begriinden.

(5) !Die Feststellung der Arbeitsunfahigkeit darf nur auf Grund einer arztlichen Untersuchung
erfolgen. 2Diese erfolgt unmittelbar persdnlich oder mittelbar persénlich im Rahmen einer
Videosprechstunde oder nach telefonischer Anamnese nach MaRgabe von Absatz 5a. 3Eine
Feststellung der Arbeitsunfahigkeit auf Grund einer mittelbar persdnlichen Untersuchung im
Rahmen einer Videosprechstunde kann nur erfolgen, wenn die Erkrankung dies nicht ausschliel3t.
“Im Fall einer Videosprechstunde soll die erstmalige Feststellung der Arbeitsunfahigkeit fiir
Versicherte, die der Vertragsarztin oder dem Vertragsarzt oder einer anderen Vertragsdrztin oder
einem anderen Vertragsarzt derselben Berufsausiibungsgemeinschaft aufgrund friherer
Behandlung nicht unmittelbar personlich bekannt sind, Gber einen Zeitraum von bis zu drei
Kalendertagen nicht hinausgehen. 3Sind Versicherte der Vertragsarztin oder dem Vertragsarzt
oder einer anderen Vertragsdrztin  oder einem anderen Vertragsarzt derselben
Berufsausibungsgemeinschaft aufgrund friherer Behandlung hingegen unmittelbar persénlich
bekannt, kann eine erstmalige Feststellung der Arbeitsunfdhigkeit im Rahmen einer
Videosprechstunde fiir einen Zeitraum von bis zu sieben Kalendertagen erfolgen. ®Die Feststellung
des Fortbestehens der Arbeitsunfdhigkeit im Rahmen der Videosprechstunde soll nur erfolgen,
wenn bei der oder dem Versicherten bereits zuvor aufgrund unmittelbar personlicher
Untersuchung durch die Vertragsarztin oder den Vertragsarzt Arbeitsunfahigkeit wegen derselben
Krankheit festgestellt worden ist. 7Sofern der Vertragsarztin oder dem Vertragsarzt eine
hinreichend sichere Beurteilung der Arbeitsunfahigkeit im Rahmen der Videosprechstunde nicht
madglich ist, ist von einer Feststellung der Arbeitsunfdhigkeit im Rahmen der Videosprechstunde
abzusehen und auf die Erforderlichkeit einer unmittelbar persénlichen Untersuchung durch eine
Vertragsarztin oder einen Vertragsarzt zu verweisen. 8Die oder der Versicherte ist im Vorfeld der
Videosprechstunde lber die eingeschrankten Moglichkeiten der Befunderhebung zum Zweck der
Feststellung der Arbeitsunfihigkeit im Rahmen der Videosprechstunde aufzukliren. °Ein Anspruch
auf die Feststellung der Arbeitsunfahigkeit im Rahmen der Videosprechstunde besteht nicht.

(5a) Sofern die Feststellung der Arbeitsunfahigkeit im Rahmen einer Videosprechstunde nicht
mdglich ist, kann diese bei Versicherten mit Erkrankungen, die keine schwere Symptomatik
vorweisen, entsprechend der Vorgaben nach Absatz 5 auch nach telefonischer Anamnese
erfolgen. Dies gilt nicht flir Versicherte nach Absatz 5 Satz 4.

(6) Unterliegen Beschiftigte einer 6ffentlich-rechtlichen Pflicht zur Absonderung oder besteht
eine offentlich-rechtliche Empfehlung zur Absonderung, gilt Absatz 5 mit der MaRgabe, dass
sowohl die erstmalige Feststellung als auch die Feststellung des Fortbestehens der
Arbeitsunfdhigkeit auf Grundlage einer eingehenden telefonischen Befragung jeweils flr
Zeitrdume von bis zu sieben Kalendertagen erfolgen kann, langstens jedoch bis zum Ablauf des
Zeitraums der 6ffentlich-rechtlichen Pflicht oder Empfehlung zur Absonderung.

[-.]
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7.6 Auswertung der schriftlichen Stellungnahmen
Lfd. | Institution/ Stellungnahme/Anderungsvorschlag/Begriindung Wiirdigung Beschluss-
Nr. Organisation entwurf
1. DGB Der DGB und seine Mitgliedsgewerkschaften beflirworten die vorgeschlagene | Zustimmende Kenntnisnahme. Keine
Moglichkeit unter den in der Richtlinie ndher genannten Voraussetzungen. Anderung

Denn nur unter den Voraussetzung des § 4 Absatz 5 Satz 4 AU-RL:
- dem Arzt/der Arztin ist der/die Versicherte bereits bekannt,
- eine Videosprechstunde ist nicht gegeben,

- es handelt sich um eine Erkrankung, die keine schwere Symptomatik auf-
weist und

- bei Feststellung einer fortdauernden AU wurde bei der oder dem Versi-
cherten zuvor aufgrund unmittelbar personlicher Untersuchung durch die
Vertragsarztin oder den Vertragsarzt eine Arbeitsunfdhigkeit wegen der-
selben Krankheit festgestellt,

kann, wenn bei dem Arzt / der Arztin keine Zweifel an der AU bestehen, die
Arbeitsunfahigkeit nach telefonischer Anamnese festgestellt werden.

Begriindung

Hierdurch wird die Gleichwertigkeit der verschiedenen Wege (nach Visite oder
videomaRiger oder fernmiindlicher Diagnosestellung) der Arbeitsunfihigkeits-
Feststellung gewahrt.

Wahrend der COVID-19-Epidemie wurde die Erfahrung gemacht, dass auf-
grund der nun endenden Sonderregelung des § 8 AU-Richtlinie und der hierin
geregelten Voraussetzungen - Feststellung von Arbeitsunfahigkeit nach telefo-
nischer Anamnese —die hierauf beruhenden Arbeitsunfahigkeitsbescheinigun-
gen denselben Beweiswert wie alle anderen haben. Inshesondere war (und ist)
nicht ersichtlich gewesen, auf welchem Weg (nach Visite oder videomaRiger
oder fernmindlicher Diagnosestellung) die Arbeitsunfihigkeit festgestellt
worden ist. Grundlage hierfiir waren und sind auch die hohen Anforderungen
und dezidierten Bewertungsmafstabe, die in § 2 und § 4 der Richtlinie fur die
feststellende Arzt*innen vorgegeben sind.

Da unter vorgenannten gleichsam engen Voraussetzungen nun die Versteti-
gung —wenn auch nicht nur bezogen auf Erkrankungen der oberen Atemwege
— der telefonischen Feststellungsvariante erfolgt, sind die Auswirkungen auf
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Lfd.
Nr.

Institution/
Organisation

Stellungnahme/Anderungsvorschlag/Begriindung

Wiirdigung

Beschluss-
entwurf

den Beweiswert der Arbeitsunfihigkeits-Bestatigung, bei GKV-Versicherten
regelméaRig durch elektronische Ubermittlung an die Krankenversicherung, die
sie flir die Arbeitgeber zum Abruf bereit stellen, weiterhin bedacht. So bleibt
sichergestellt, dass keine Unterscheidung gemacht werden kann, ob die Fest-
stellung der Arbeitsunfihigkeit in einem telefonischen Gesprach, einer Video-
sprechstunde oder durch unmittelbare arztliche Untersuchung in Prasenz er-
folgt ist.

Dem Regelungsauftrag des Gesetzgebers ist der G-BA mit den Vorlagen — so-
wohl dem Regelungstext als auch dessen Begriindungen — nachgekommen.

DGB

Aufhebung von § 8 AU-RL

Begriindung
Diese Gestaltung ist konsequent.

Zustimmende Kenntnisnahme.

Keine
Anderung

BfDI

Anknipfend an Ziffer I. 2 des Beschlussentwurfes und Ziffer 2.1 der tragenden
Griinde mochte ich Ihre Ausfiihrungen aufgreifen. Die Entwurfsfassung von §
4 Abs. 5a AU-RL lautet: ,,Sofern die Feststellung der Arbeitsunfahigkeit im Rah-
men einer Videosprechstunde nicht moéglich ist, kann diese bei Versicherten
mit Erkrankungen, die keine schwere Symptomatik vorweisen, entsprechend
der Vorgaben nach Absatz 5 auch nach telefonischer Anamnese erfolgen. Dies
gilt nicht fur Versicherte nach Absatz 5 Satz 4.“

In den tragenden Griinden fiihren Sie dazu unter anderem aus: ,Vorausset-
zung fir die Feststellung von Arbeitsunfahigkeit nach einer telefonischen
Anamnese ist, dass die Versicherten der Vertragsarztin oder dem Vertragsarzt
oder einer anderen Vertragsarztin oder einem anderen Vertragsarzt derselben
Berufsauslibungsgemeinschaft aufgrund friherer Behandlung unmittelbar
personlich bekannt sind und es sich um eine Erkrankung handelt, die keine
schwere Symptomatik aufweist. Eine Verifizierung der oder des Versicherten
ist hierbei sicherzustellen, damit in geeigneter Weise die Identitat der oder des
Versicherten festgestellt werden kann.”

Dieser Ansatz ist zu begriiRen. Die Authentifizierung der zu behandelnden Per-
son liegt in der datenschutzrechtlichen Verantwortung der Vertragsarztin oder
des Vertragsarztes. Die Sicherstellung der Identitdt der Person im Rahmen des
Telefonats ist Voraussetzung, damit eine sich anschlieBende Datenverarbei-

Zustimmende Kenntnisnahme.

Der Anregung aus der Stellungnahme, einen Regelungs-
zusatz in die AU-RL aufzunehmen, der auf die daten-
schutzrechtliche Verantwortung der Vertragsarztin
oder des Vertragsarztes zur Sicherstellung der Identitat
der zu behandelnden Person im Rahmen der telefoni-
schen Anamnese verweist, wird gefolgt und folgender
neuer Satz 10 in § 4 Absatz 5 der AU-RL aufgenommen:

»,Die Vertragsdrztin oder der Vertragsarzt hat dabei die
Authentifizierung der oder des Versicherten sicherzu-
stellen.”

Anderung
am BE

18




Lfd. | Institution/ Stellungnahme/Anderungsvorschlag/Begriindung Wiirdigung Beschluss-
Nr. Organisation entwurf
tung sachlich richtig und rechtmaRig erfolgen kann. Ich rege an, einen entspre-
chenden Regelungszusatz in den Richtlinientext aufzunehmen, um zusatzliche
Klarheit fir die verantwortlichen Leistungserbringer zu schaffen.
4, BDA Vollstandige Regelung der telefonischen Feststellung der Arbeitsunfahigkeit in | Kenntnisnahme

einem eigenstandigen Absatz 5a des § 4 der AU-RL und kein Verweis auf die
Regelungen der Feststellung der Arbeitsunfahigkeit im Rahmen einer Video-
sprechstunde in Absatz 5 des § 4 der AU-RL.

Begriindung

Die telefonische Feststellung einer Arbeitsunfidhigkeit ist —auch nach dem Wil-
len des Gesetzgebers — nachranging zur personlichen Untersuchung und zur
Videosprechstunde.

Einer ordnungsgemaR ausgestellten Arbeitsunfahigkeitsbescheinigung kommt
nach der Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts ein hoher Beweiswert zu
(BAG, Urt.v. 15.Juli 1992 — 5 AZR 312/91; BAG Urt. v. 19. Februar 2015 -8 AZR
1007/13). Die Bescheinigung ist in der Praxis der wichtigste Nachweis fir das
Vorliegen einer krankheitsbedingten Arbeitsunfihigkeit — der Arbeitgeber
muss sich auf die dort enthaltenen Angaben verlassen kénnen. Je geringer und
weniger unmittelbar der persénliche Kontakt zur Arztin bzw. zum Arzt ist,
desto eher besteht das Risiko, dass die Hemmschwelle fiir Beschéftigte sinken
kann, falsche oder tbertriebene Angaben zu ihrem Gesundheitszustand zu
machen.

§ 4 Abs. 1 Satz 2 der Arbeitsunfahigkeits-Richtlinie sieht daher zu Recht fiir die
Feststellung der Arbeitsunfihigkeit eine unmittelbare personliche arztliche
Untersuchung vor, eine mittelbare persénliche Untersuchung in Form einer Vi-
deosprechstunde ist zurecht als Ausnahme von diesem Grundsatz nur unter
bestimmten Voraussetzungen vorgesehen. Aufgrund des noch geringeren und
noch weniger unmittelbaren Kontakts via Telefon, miissen die Voraussetzun-
gen fir eine telefonische Feststellung noch sorgfiltiger eingegrenzt werden.
Nur durch diese MaBnahmen kann sichergestellt werden, dass schwere Er-
krankungen entdeckt bzw. nicht verschleppt werden und die Aussagekraft von
Arbeitsunfihigkeitsbescheinigungen erhalten wird.
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Lfd. | Institution/ Stellungnahme/Anderungsvorschlag/Begriindung Wiirdigung Beschluss-
Nr. Organisation entwurf
5. BDA Neufassung des § 4 Abs. 5a wie folgt: Kenntnisnahme

§ 4 Abs. 5a Satz 1: Sofern die Feststellung der Arbeitsunfahigkeit im Rahmen

einer Videosprechstunde nicht moglich ist, kann diese bei Versicherten mit Er-

krankungen, die keine schwere Symptomatik vorweisen auch nach telefoni-

scher Anamnese erfolgen entsprechend den Vorgaben nach Absatz 5 Satze 3

und 7 bis 9.

6. BDA § 4 Abs. 5a Satz 2: Die erstmalige Feststellung der Arbeitsunfahigkeit mittels | KBV, KZBV, DKG, PatV KBV,
Telefon kann nur flr Versicherte, die der Vertragsarztin oder dem Vertragsarzt Ablehnung. KZBV,
oder einer anderen Vertragsarztin oder einem anderen Vertragsarzt derselben . - DKG,
Berufsaustibungsgemeinschaft aufgrund friherer Behandlung unmittelbar Der in c.jer Stell_ungnahme gefor.derten Beschrankung PatV

1 . .. . . . . auf zwei telefonische Krankschreibungen pro Kalender-
personlich bekannt sind, erfolgen, soll Giber einen Zeitraum von bis zu drei Ka- | . . . .o - Keine
lendertagen nicht hinausgehen und nicht 6fter als zweimal pro Jahr ausgestellt jahr wird nicht gefolgt, ebenso wenig wie der Beschran- |
kung auf einen Zeitraum von bis zu drei Kalendertagen. | Anderung.

werden.

Begriindung

Es ist richtig, dass wie bereits im vorliegenden Entwurf vorgesehen, eine tele-
fonische Feststellung nur fiir Versicherte, die der Vertragsarztin oder dem Ver-
tragsarzt oder einer anderen Vertragsarztin oder einem anderen Vertragsarzt
derselben Berufsausiibungsgemeinschaft aufgrund friherer Behandlung un-
mittelbar personlich bekannt sind, erfolgen kann. Ein vorheriger Patientenkon-
takt und die Moglichkeit in eine Krankenakte Einsicht zu nehmen, erleichtert
der Arztin bzw. dem Arzt eine genauere Einschitzung des Zustands der Patien-
ten und der Informationen tiber Vorerkrankungen und den bisherigen Gesund-
heitszustand. Das Bundesarbeitsgericht hat zu Recht festgestellt, dass von ei-
ner ordnungsgemall ausgestellten Arbeitsunfahigkeitsbescheinigung nicht
mehr ausgegangen werden kann, wenn der Ausstellung keine Untersuchung
vorausgegangen ist und mangels Patientenbeziehung auch eine Ferndiagnose
ausscheidet (BAG, Urt. v. 11. August 1976 — 5 AZR 422/75).

Dariiber hinaus ist eine Begrenzung des Zeitraums auf bis zu drei Kalendertage
erforderlich. Die Moglichkeit der telefonischen Feststellung der Arbeitsunfa-
higkeit ist nach Willen des Gesetzgebers auf Erkrankungen, die keine schwere
Symptomatik vorweisen, beschrankt. Vor diesem Hintergrund wird — wie in
den tragenden Griinden richtigerweise ausgefiihrt — die Feststellung der Ar-
beitsunfahigkeit im Rahmen einer telefonischen Anamnese in erster Linie nur
bei Erkrankungen mit voraussichtlich kurzer Dauer und regelmaRig milderem
Verlauf in Frage kommen. Eine Beschrankung auf drei Tage ermdglicht, dass

Flr beide Beschrankungen liegen keine (medizinischen)
Grinde vor, die diese rechtfertigen wiirden. Hatte der
Gesetzgeber eine Beschrankung gewollt, ware dies im
Regelungsauftrag wie bei der ausschlieBlichen Fernbe-
handlung enthalten gewesen, siehe § 92 Absatz 4a Satz
2SGBV.

Zudem entspricht der gewahlte Zeitraum von bis zu sie-
ben Kalendertagen dem in der Corona-Sonderregelung
verwendeten Zeitraum von ebenfalls bis zu sieben Ka-
lendertagen und auch wenn die Corona-Sonderrege-
lung auf Erkrankungen der oberen Atemwege abstellte,
so war — wie auch in dem vorliegenden Beschlussent-
wurf — ebenfalls Bedingung, dass die Erkrankungen
keine schwere Symptomatik vorweisen. Zudem bezieht
sich die vorliegende Regelung nur auf der Arztpraxis un-
mittelbar persdnlich bekannte Versicherte.

Zudem wiirde die von der BDA vorgeschlagene Be-
schrankung nur unter hohem und nicht zu rechtferti-
gendem birokratischem Aufwand umsetzbar sein.

Zur Kennzeichnungspflicht:

Der Anregung aus der Stellungnahme, eine Kennzeich-
nungspflicht einzufiihren, wird nicht gefolgt. Diese
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die Beschéftigten ihre ,Bagatellerkrankung” auskurieren kénnen, stellt aber
andererseits sicher, dass schwerere Erkrankungen [nicht] unentdeckt [blei-
ben] oder verschleppt werden.

Des Weiteren ist eine Begrenzung der Ausstellungshaufigkeit je Patientin bzw.
Patient (z. B. zweimal pro Jahr) vorzusehen. Dies erméglicht eine Inanspruch-
nahme bei kurzen und selten vorkommenden ,Bagatellerkrankungen®. Bei
haufigeren Erkrankungen sind eine personliche Untersuchung und eine ver-
lassliche Feststellung der Erkrankung erforderlich, damit schwerere Erkran-
kungen nicht unentdeckt bleiben oder verschleppt werden und sich chronifi-
zieren. Um diese Beschrankung wirksam umzusetzen ist es notwendig, gleich-
zeitig eine Losung zu schaffen, nach der Kassenarztliche Vereinigungen, Kran-
kenkassen und Arbeitgeber aus der Bescheinigung/dem Datensatz der elekt-
ronischen Arbeitsunfahigkeitsbescheinigung (bzw. dem Abrechnungsdaten-
satz) ersehen kdnnen, aufgrund welcher Art von Untersuchung die Bescheini-
gung ausgestellt wurde. Dies ist auch deshalb dringend notwendig, damit die
Moglichkeit der Ausstellung telefonischer Arbeitsunfahigkeitsbescheinigun-
gen wissenschaftlich evaluiert werden kann, was aktuell aufgrund des man-
gelnden Kennzeichens und der damit verbundenen mangelnden Datenlage lei-
der nicht moglich ist. Es ist zu priifen, ob die Kennzeichnung der Art, auf die
die Arbeitsunfadhigkeit festgestellt wurde, in den AU-RL oder von den Vertrags-
parteien im Bundesmanteltarif Arzte zu regeln ist.

Zusatzlich ist zu regeln, dass die telefonische Feststellung einer Arbeitsunfa-
higkeit nur bis zu einer Obergrenze von z. B. 30 % der insgesamt je Vertragsarzt
festgestellten Arbeitsunfahigkeitsfalle pro Quartal erfolgen darf. Eine solche
Begrenzung ist unbedingt erforderlich, um dafiir zu sorgen, dass sich keine An-
bieter etablieren, deren ausschliellliches Geschaftsmodell die telefonische
Krankschreibung von Versicherten ist (,Doc-Holiday“).

Die Erfahrungen — gerade auch der Arztekammern — zeigen, dass es in der Pan-
demiesituation zu unrechtmafRigen Angeboten von telefonisch ausgestellten
Arbeitsunfiahigkeitsbescheinigungen kam (vgl. Warnungen der Sachsischen
Landesarztekammer, Arztekammer Berlin, der Arztekammer Nordrhein, der
Arztekammer Hessen). Fiir den Arbeitgeber sind solcherart ausgestellte Ar-
beitsunfahigkeitsbescheinigungen nicht leicht als solche zu erkennen. Auch
berichten Unternehmen von Fallen ungerechtfertigter Krankschreibungen
(,Gefalligkeitsattesten”, Atteste von Anbietern wie Dr. Ansay und auschein.de)

wirde zu Lasten der Gleichwertigkeit der AU-Beschei-
nigungen gehen. Der hohe Beweiswert der AU soll aus-
dricklich erhalten bleiben (siehe Tragende Griinde),
weshalb die telefonische Feststellung einer AU daran
gebunden ist, dass die Versicherten der Arztpraxis un-
mittelbar persénlich bekannt sind, die Erkrankungen
keine schwere Symptomatik vorweisen und die Fest-
stellung der AU im Rahmen der Videosprechstunde
nicht moéglich ist. AuRerdem wird selbst vom Gesetzge-
ber kein Missbrauchspotenzial gesehen, da dieser
schlieRlich den G-BA mit der Umsetzung der telefoni-
schen Feststellung der AU beauftragt hat.

Zur Obergrenze von z. B. 30 % der [...] AU-Falle pro
Quartal:

Der Anregung, eine Quotierung einzufiihren wird nicht
gefolgt, da eine Quotierung weiteren burokratischen
Aufwand verursachen wiirde und schlicht nicht erfor-
derlich ist. Die telefonische Feststellung der AU ist nur
unter bestimmten Voraussetzungen moglich (s. vor-
her). Im Zweifel werden die Patientinnen und Patienten
von der Arztin oder dem Arzt einbestellt, siehe § 4 Ab-
satz 5 Satz 7 AU-RL.

AuBerdem geht aus dem gesetzlichen Auftrag des ALB-
VVG keine Kontingentierung hervor.

GKV-SV

Der in der Stellungnahme geforderten Beschrankung
auf zwei telefonische Krankschreibungen pro Kalender-
jahr wird nicht gefolgt, weil durch die bestehende freie
Arztwahl keine Transparenz Uber ggf. bereits erfolgte
AU-Feststellungen zwischen den Arzten besteht und
eine Umsetzung auch aufgrund der fehlenden Kenn-
zeichnung nicht moglich ist. Die vorgeschlagene Be-
schrankung auf einen Zeitraum von bis zu drei Kalen-
dertagen kann jedoch insoweit nachvollzogen werden,
dass die erstmalige Feststellung der Arbeitsunfahigkeit
fir bekannte Versicherte im Rahmen der telefonischen

GKV-SV

Anderung
des Be-
schlussent-
wurfes da-
hingehend,
dass die
erstmalige
Feststel-
lung der
Arbeitsun-
fahigkeit
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und einer Zunahme der bescheinigten Krankheitszeiten wahrend der im Zu-
sammenhang mit der Corona-Sonderregelung bestehenden befristeten Mog-
lichkeit der telefonischen Feststellung der Arbeitsunfahigkeit. Der Vergleich
mit den gesetzlichen Vorgaben zur Mengenobergrenze bei Videosprechstun-
den spricht jedoch dafiir, dass die Kompetenz zur Regelung einer solchen
Obergrenze jedoch beim Bewertungsausschuss und nicht beim Gemeinsamen
Bundesausschuss liegen dirfte.

Nur durch diese Beschrankungen wird die vom Gesetzgeber vorgesehene Be-
schrankung auf Erkrankungen ohne schwere Symptomatik (sog. , Bagateller-
krankungen”) auch wirksam umgesetzt. Zudem ergibt sich auch nur so eine
Unterscheidung zwischen Feststellung im Rahmen einer Videosprechstunde
(bis zu 7 Tagen) und telefonischer Feststellung (nur bis zu 3 Tagen), die das —
vom Gesetzgeber vorgesehene — Vorrangverhaltnis einer Feststellung im Rah-
men einer Videosprechstunde unterstreicht und anreizt.

Anamnese statt der bisher vorgesehenen bis zu 7 Ka-
lendertage nunmehr Uber einen Zeitraum von bis zu
flinf Kalendertagen nicht hinausgehen soll.

Die Beschrankung der Dauer der Feststellung auf einen
Zeitraum von bis zu flinf Kalendertagen ist vor dem Hin-
tergrund des auf Erkrankungen ohne schwere Sympto-
matik eingegrenzten Anwendungsbereichs ausreichend
und aufgrund der dargestellten, im Vergleich zur Video-
sprechstunde weiter eingeschrankten Maoglichkeiten
der arztlichen Untersuchung im Rahmen der Telefon-
sprechstunde geboten, um bei ldnger anhaltender
Symptomatik im Rahmen unmittelbar persénlicher Un-
tersuchung das Krankheitsbild weitergehend zu diag-
nostizieren. Der gewahlte Zeitraum von bis zu fiinf Ka-
lendertagen entspricht zwar nicht dem in der Corona-
Sonderregelung verwendeten Zeitraum von bis zu sie-
ben Kalendertagen, jedoch triagt die weitergehende
Einschrankung dem Rechnung, dass die Corona-Son-
derregelung seinerzeit auf Erkrankungen der oberen
Atemwege abstellte und nunmehr weniger einge-
schrankt auf Erkrankungen, die keine schwere Sympto-
matik vorweisen, abgestellt wird.

Der weitergehenden Anregung aus der Stellungnahme,
eine Kennzeichnungspflicht einzufiihren, wird — wenn
auch die Forderung nachvollzogen werden kann - nicht
gefolgt, weil der hohe Beweiswert der AU ausdriicklich
erhalten bleiben soll(s. Tragende Griinde), weshalb die
telefonische Feststellung einer AU daran gebunden ist,
dass die Versicherten der Arztpraxis unmittelbar per-
sonlich bekannt sind, die Erkrankungen keine schwere
Symptomatik vorweisen und die Feststellung der AU im
Rahmen der Videosprechstunde nicht moglich ist.

Der Anregung, eine Quotierung einzufiihren, ist u.E.
nicht Teil der Diskussion in der AU-RL und bedarf eher
einer Wirdigung im Rahmen der vertraglichen Ausge-
staltung der telefonischen Feststellung der AU.

flir be-
kannte
Versi-
cherte im
Rahmen
der telefo-
nischen
Anamnese
statt der
bisher vor-
gesehenen
bis zu 7 Ka-
lendertage
nunmehr
Uber einen
Zeitraum
von bis zu
fiinf Kalen-
dertagen
nicht hin-
ausgehen
soll.
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BDA

§ 4 Abs. 5a Satz 3: Die telefonische Feststellung des Fortbestehens der Arbeits-
unfahigkeit soll nur erfolgen, wenn bei der oder dem Versicherten bereits zu-
vor aufgrund unmittelbar personlicher Untersuchung durch die Vertragsarztin
oder den Vertragsarzt Arbeitsunfahigkeit wegen derselben Krankheit festge-
stellt worden ist und soll tGber einen Zeitraum von bis zu drei Kalendertagen
nicht hinausgehen.

Begriindung

Die — bereits im Entwurf vorgesehene — Beschriankung von telefonischen
Folgebescheinigungen auf den Fall, dass vorher eine persénliche Untersu-
chung stattgefunden hat, ist richtig. Dies stellt sicher, dass bei schwerwiegen-
deren und langer andauernden Erkrankungen eine personliche Untersuchung
und eine verlassliche Feststellung der Erkrankung erfolgt, damit schwerere Er-
krankungen nicht unentdeckt bleiben oder verschleppt werden und sich chro-
nifizieren. Darliber hinaus ist eine Begrenzung des Zeitraums auf bis zu drei
Kalendertage zur wirksamen Umsetzung der vom Gesetzgeber vorgesehenen
Beschrankung auf Erkrankungen ohne schwere Symptomatik (sog. , Bagatel-
lerkrankungen®) erforderlich und eine sich aus dem obenstehenden Ande-
rungsvorschlag ergebende Folge.

Kenntnisnahme. Zum Zeitraum der Dauer einer telefo-
nischen festgestellten  Arbeitsunfdhigkeit siehe
Ifd. Nummer 6.

BAK

Die Bundesirztekammer begriiRt die geplante Anderung der AU-RL.

Die Bundesarztekammer hatte eine solche Verstetigung der Moglichkeit tele-
fonischer Feststellungen von Arbeitsunfahigkeit bereits in ihrer Stellungnahme
zur Anderung der AU-RL vom 20.07.2022 angeregt. Die jetzt geplanten Ande-
rungen folgen zudem Beschliissen des 127. Deutschen Arztetags 2023, in de-
nen ebenfalls gefordert wurde, die befristete Sonderregelung anlasslich der
Corona-Pandemie dauerhaft als Verfahren zur Feststellung einer Arbeitsunfa-
higkeit in die AU-RL aufzunehmen.

Zustimmende Kenntnisnahme.

Keine
Anderung

BZAK

Die Bundeszahnarztekammer begriiRt die telefonische Feststellung von Ar-
beitsunfahigkeit im vertragszahnérztlichen Bereich fiir bestimmte Patienten-
gruppen und bei ausgewahlten Behandlungsarten als eine Folgebescheinigung
bei Verlangerung einer bestehenden Arbeitsunfdhigkeit (siehe ndhere Be-
schreibung in den Tragenden Griinden zum Beschlussentwurf auf Seite 4).

Zustimmende Kenntnisnahme.

Keine
Anderung
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7.7 Volltext der schriftlichen Stellungnahme
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Stellungnahme
der Bundesirztekammer

zum Beschlussentwurf des Gemeinsamen Bundesausschusses iiber eine An-
derung der Arbeitsunfahigkeits-Richtlinie (AU-RL): Telefonische Feststellung
von Arbeitsunfihigkeit

Berlin, 31.10.2023

Korrespondenzadresse:

Bundesarztekammer
Herbert-Lewin-Platz 1
10623 Berlin
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Stellungnahme der Bundesérztekammer zum Beschlussentwurf des G-BA iiber eine Anderung der Arbeits-
unfihigkeits-Richtlinie (AU-RL): Telefonische Feststellung von Arbeitsunfahigkeit

Hintergrund

Die Bundesirztekammer wurde mit E-Mail vom 17.10.2023 durch den Gemeinsamen Bun-
desausschuss (G-BA) zur Stellungnahme gemdafR § 91 Absatz 5 SGB V zum Beschlussentwurf
des Gemeinsamen Bundesausschusses iiber eine Anderung der Arbeitsunfihigkeits-Richtli-
nie (AU-RL): Telefonische Feststellung von Arbeitsunfiahigkeit, aufgefordert.

Hintergrund der erneuten Anderung der AU-RL ist der mit dem Arzneimittel-Liefereng-
passbekdmpfungs- und Versorgungsverbesserungsgesetz (ALBVVG) erteilte gesetzliche Auf-
trag an den G-BA, bis zum 31. Januar 2024 in seiner AU-RL die Feststellung von Arbeitsunfa-
higkeit bei Erkrankungen, die keine schwere Symptomatik vorweisen sowie ausschliefdlich
bezogen auf in der jeweiligen arztlichen Praxis bekannte Patientinnen und Patienten auch
nach telefonischer Anamnese zu erméglichen (vgl. § 92 Absatz 4a Satz 5 SGB V). Damit soll
die zundchst nur im Rahmen der Corona-Pandemie ermdglichte Feststellung der Arbeitsun-
fahigkeit nach telefonischer Anamnese dauerhaft eingefiihrt werden. Die Moglichkeit der te-
lefonischen Anamnese habe sich als sinnvolles Instrument zur Entlastung sowohl von Arz-
tinnen und Arzten als auch der Patientinnen und Patienten gezeigt.

Die Bundesirztekammer nimmt zu dem Beschlussentwurf wie folgt Stellung:
Die Bundesérztekammer begriif3t die geplante Anderung der AU-RL.

Die Bundesdrztekammer hatte eine solche Verstetigung der Moglichkeit telefonischer Fest-
stellungen von Arbeitsunfihigkeit bereits in ihrer Stellungnahme zur Anderung der AU-RL
vom 20.07.2022 angeregt. Die jetzt geplanten Anderungen folgen zudem Beschliissen des
127. Deutschen Arztetags 2023, in denen ebenfalls gefordert wurde, die befristete Sonderre-
gelung anlasslich der Corona-Pandemie dauerhaft als Verfahren zur Feststellung einer Ar-
beitsunfahigkeit in die AU-RL aufzunehmen.

Seite 2 von 2
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Deutschen Zahnérzte-
kammern e.V. (BZAK)

ChausseestraBe 13
10115 Berlin

Telefon: +49 30 40005-0
Fax: +49 30 40005-200

E-Mail: info@bzaek.de
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10587 Berlin EAK]
DES5 3006 0601 0001 0887 69
BIC

. . DAAEDEDDXXX
per E-Mail: marjan.rip@g-ba.de
auv-rl@g-ba.de
lhr Schreiben vom Durchwahl Datum
17. Oktober 2023 -142 02. November 2023

Stellungnahmerecht der Bundeszahnéarztekammer gemdan § 91 Abs. 5 SGB V zu Richtlinien des
Gemeinsamen Bundesausschusses

Anderung der Arbeitsunfdhigkeits-Richtlinie: Telefonische Feststellung von Arbeitsunfahigkeit

Sehr geehrter Herr Hellbardt,

vielen Dank fur die durch den Unterausschuss Veranlasste Leistungen (UA VL) Ubersendeten
Unterlagen zur vom Gemeinsamen Bundesausschuss geplanten  Anderung  der
Arbeitsunf&higkeits-Richtlinie bezUglich der telefonischen Feststellung von Arbeitsunféhigkeit.

Die Bundeszahndrztekammer begriBt die telefonische Feststellung von Arbeitsunfdahigkeit im
vertragszahndrztlichen Bereich fUr bestimmte Patientengruppen und bei ausgewdhlten
Behandlungsarten als eine Folgebescheinigung bei Verdngerung einer bestehenden
Arbeitsunfdhigkeit  (siehe ndhere Beschreibung in den Tragenden Grinden zum
Beschlussentwurf auf Seite 4).

Auf die Teilnahme an einer mindlichen Anhdrung wird verzichtet.

Mit freundlichen GriBen

i. A

J@u

Dipl.-Math. Inna Dabisch, MPH



Der Bundesbeauftragte
// fiir den Datenschutz und
die Informationsfreiheit

POSTANSCHRIFT Der Bundesheauftragte fiir den Datenschutz und die Informati- HausanscHrRIFT Graurheindorfer Stralle 153, 53117
onsfreiheit
N Fon (0228) 997799-1310

e-mall Referatl3@bfdi.bund.de
BEARBEITET von Herr Oster

Gemeinsamer Bundesausschuss
Unterausschuss "Veranlasste Leis-

n
tungen iNTerneT wWww.bfdi.bund.de
. patuM Bonn, 30.10.2023
nur per E-Mail an sescHaFTsz. 13-315/072#1356
au-rl@g-ba.de

Bitte geben Sie das vorstehende Geschafts-
zelchen

bei allen Antwortschreiben unbedingt an.

eererr Stellungnahme gemaR § 91 Abs. 5a Sozialgesetzbuch Flnftes Buch
(SGB V)
wea Anderung der Arbeitsunféhigkeits-Richtlinie: Telefonische Feststellung von
Arbeitsunfahigkeit

Sehr geehrte Frau Dr. Lelgemann,
sehr geehrte Damen und Herren,

ich danke lhnen flr die Gelegenheit zur Stellungnahme nach § 91 Abs. 5a
SGB V.

AnknUpfend an Ziffer I. 2 des Beschlussentwurfes und Ziffer 2.1 der tra-
genden Grinde moéchte ich Ihre Ausfilhrungen aufgreifen. Die Entwurfsfas-
sung von § 4 Abs. 5a AU-RL lautet:

.Sofern die Feststellung der Arbeitsunfahigkeit im Rahmen einer
Videosprechstunde nicht méglich ist, kann diese bei Versicherten mit
Erkrankungen, die keine schwere Symptomatik vorweisen, entsprechend
der Vorgaben nach Absatz 5 auch nach telefonischer Anamnese erfolgen.
Dies gilt nicht fiir Versicherte nach Absatz 5 Satz 4.

In den tragenden Grinden fiihren Sie dazu unter anderem aus:

L.Vaoraussetzung fir die Feststellung von Arbeitsunfahigkeit nach einer tele-
fonischen Anamnese ist, dass die Versicherten der Vertragsarztin oder

9710772023 ZUSTELL- UND LIEFERAN- Graurheindorfer Strafe 153, 53117 E
SCHRIFT

VERKEHRSANBINDUNG  Strakenbahn 61 und 65, Innenminist:
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dem Vertragsarzt oder einer anderen Vertragsarztin oder einem anderen
Vertragsarzt derselben Berufsaustibungsgemeinschaft aufgrund friherer
Behandlung unmittelbar personlich bekannt sind und es sich um eine Er-
krankung handelt, die keine schwere Symptomatik aufweist. Eine Verifizie-
rung der oder des Versicherten ist hierbei sicherzustellen, damit in geeig-
neter Weise die Identitat der oder des Versicherten festgestellt werden
kann.”

Dieser Ansatz ist zu begriRen. Die Authentifizierung der zu behandelnden
Person liegt in der datenschutzrechtlichen Verantwortung der Vertragsarz-
tin oder des Vertragsarztes. Die Sicherstellung der Identitat der Person im
Rahmen des Telefonats ist Voraussetzung, damit eine sich anschliefende
Datenverarbeitung sachlich richtig und rechtmaRig erfolgen kann. Ich rege
an, einen entsprechenden Regelungszusatz in den Richtlinientext aufzu-
nehmen, um zusatzliche Klarheit fir die verantwortlichen Leistungserbrin-
ger zu schaffen.

Mit freundlichen GriBen
Im Auftrag

Oster

Dieses Dokument wurde elektronisch versandt und ist nur im Entwurf gezeichnet.

9710772023



Stellungnahme

des Deutschen Gewerkschaftsbundes zum Beschlussent-
wurf des Gemeinsamen Bundesausschusses liber eine An-
derung der Arbeitsunféhigkeits-Richtlinie: Telefonische
Feststellung von Arbeitsunféihigkeit

Verstetigung einer bewdhrten Methode - der hohe Beweiswert der
AU-Bestitigung bleibt gesichert

I. Einleitung

Der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) beabsichtigt, in seiner Sit-
zung am 14.11.2023 die Arbeitsunfahigkeits-Richtlinie (AU-RL) in der Fas-
sung vom 14. November 2013 (BAnz AT 27.01.2014 B4), die zuletzt durch die
Bekanntmachung des Beschlusses vom 15. Dezember 2022 (BANz AT
13.03.2023 B6) gedndert worden ist, erneut zu &ndern. Aufgenommen wer-
den soll die Méglichkeit, dass Arzt*innen bei ihnen bekannten und von
ihnen schon behandelten Patient*innen unter engen, in der Richtlinie for-
mulierten Voraussetzungen nach telefonischer Anamnese Arbeitsunfé-
higkeit feststellen kénnen. Verstetigt werden soll damit eine Moglichkeit,
die wahrend der COVID-19-Epidemie in der Sonderregelung des § 8 AU-
RL normiert war, wenn auch nicht nur bezogen auf Erkrankungen der obe-
ren Atemwege, die keine schwere Symptomatik aufweisen. Die Rege-
lungskompetenz, aber auch der gesetzliche Auftrag hierzu ergibt sich aus
§ 92 Abs. 4a Satz 5 SGB V.

1. Bewertung
1. Standard fiir die Feststellung der Arbeitsunféhigkeit

Der DGB und seine Mitgliedsgewerkschaften beflrworten die vorgeschla-
gene Moglichkeit unter den in der Richtlinie ndher genannten Vorausset-
zungen. Denn Standard fir die Feststellung einer Arbeitsunféhigkeit bleibt
die unmittelbar personliche Untersuchung. Nur unter den Voraussetzung
des § 4 Absatz & Satz 4 AU-RL:

. dem Arzt/der Arztin ist der/die Versicherte bereits bekannt,
. eine Videosprechstunde ist nicht gegeben,
. es handelt sich um eine Erkrankung, die keine schwere Sympto-

matik aufweist und

Seite 1/2
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. bei Feststellung einer fortdauernden Arbeitsunfahigkeit wurde bei
der oder dem Versicherten zuvor aufgrund unmittelbar persénli-
cher Untersuchung durch die Vertragsarztin oder den Vertragsarzt
eine Arbeitsunfdahigkeit wegen derselben Krankheit festgestellt,

kann, wenn bei dem Arzt [ der Arztin keine Zweifel an der Arbeitsunféhig-
keit bestehen, die Arbeitsunfdhigkeit nach telefonischer Anamnese fest-
gestellt werden.

Hierdurch wird die Gleichwertigkeit der verschiedenen Wege (nach Visite
oder videomdRiger oder fernmundlicher Diagnosestellung) der Feststel-
lung gewahrt.

2. Erfahrungen aus der Pandemie-Zeit

Wdhrend der COVID-19-Epidemie wurde die Erfahrung gemacht, dass
aufgrund der nun endenden Sonderregelung des § 8 AU-Richtlinie und
der hierin geregelten Voraussetzungen - Feststellung von Arbeitsunféihig-
keit nach telefonischer Anamnese - die hierauf beruhenden Arbeitsunfa-
higkeitsbescheinigungen denselben Beweiswert wie alle anderen haben.
Insbesondere war (und ist) nicht ersichtlich gewesen, auf welchem Weg
(nach Visite oder videomaRiger oder fernmundlicher Diagnosestellung)
die Arbeitsunfahigkeit festgestellt worden ist. Grundlage hierflr waren
und sind auch die hohen Anforderungen und dezidierten Bewertungs-
malstébe, die in § 2 und § 4 der Richtlinie fur die feststellende Arzt*innen
vorgegeben sind.

3.Fazit

Da unter vorgenannten gleichsam engen Voraussetzungen nun die Ver-
stetigung der telefonischen Feststellungsvariante erfolgt, sind die Auswir-
kungen auf den Beweiswert der Arbeitsunfdhigkeits-Bestatigung — bei
GKV-Versicherten regelmdaRig durch elektronische Ubermittlung an die
Krankenversicherung, die sie fur die Arbeitgeber zum Abruf bereit stellen
— weiterhin bedacht. So bleibt sichergestellt, dass keine Unterscheidung
gemacht werden kann, ob die Feststellung der Arbeitsunf&higkeit in ei-
nem telefonischen Gesprdch, einer Videosprechstunde oder durch un-
mittelbare drztliche Untersuchung in Présenz erfolgt ist.

Dem Regelungsauftrag des Gesetzgebers ist der G-BA mit den Vorlagen
— sowohl dem Regelungstext als auch dessen Begrindungen - nachge-
kommen.

Seite 2/2




Gemeinsamer
Bundesausschuss

Stellungnahme zur Anderung der Arbeitsunfihigkeits-Richtlinie: Telefonische
Feststellung von Arbeitsunfahigkeit

DGB

30.10.2023

Der DGB befiirwortet die vorgeschlagene Anpassung der Richtlinien.

Stellungnahme /
Anderungsvorschlag

Begriindung

Denn nur unter den
Voraussetzung des § 4 Absatz 5
Satz 4 AU-RL:

o dem Arzt/der Arztin ist
der/die Versicherte bereits
bekannt,

¢ eine Videosprechstunde ist
nicht gegeben,

e es handelt sich um eine
Erkrankung, die keine schwere
Symptomatik aufweist und

* bei Feststellung einer
fortdauernden AU wurde bei
der oder dem Versicherten
zuvor aufgrund unmittelbar
persénlicher Untersuchung
durch die Vertragsarztin oder
den Vertragsarzt eine
Arbeitsunfahigkeit wegen
derselben Krankheit
festgestellt,

kann, wenn bei dem Arzt / der
Arztin keine Zweifel an der AU
bestehen, die
Arbeitsunfdhigkeit nach
telefonischer Anamnese
festgestellt werden.

Hierdurch wird die Gleichwertigkeit der verschiedenen Wege (nach
Visite oder videomaRiger oder fernmundlicher Diagnosestellung) der
Arbeitsunfahigkeits-Feststellung gewahrt.

Wiéhrend der COVID-19-Epidemie wurde die Erfahrung gemacht, dass
aufgrund der nun endenden Sonderregelung des § 8 AU-Richtlinie und
der hierin geregelten Voraussetzungen - Feststellung von
Arbeitsunfahigkeit nach telefonischer Anamnese — die hierauf
beruhenden Arbeitsunfahigkeitsbescheinigungen denselben
Beweiswert wie alle anderen haben. Insbesondere war (und ist) nicht
ersichtlich gewesen, auf welchem Weg (nach Visite oder videomaRiger
oder fernmindlicher Diagnosestellung) die Arbeitsunfédhigkeit
festgestellt worden ist. Grundlage hierfiir waren und sind auch die
hohen Anforderungen und dezidierten Bewertungsmalstabe, die in §
2 und § 4 der Richtlinie fiir die feststellende Arzt*innen vorgegeben
sind.

Da unter vorgenannten gleichsam engen Voraussetzungen nun die
Verstetigung — wenn auch nicht nur bezogen auf Erkrankungen der
oberen Atemwege — der telefonischen Feststellungsvariante erfolgt,
sind die Auswirkungen auf den Beweiswert der Arbeitsunfahigkeits-
Bestatigung, bei GKV-Versicherten regelmiRig durch elektronische
Ubermittlung an die Krankenversicherung, die sie fir die Arbeitgeber
zum Abruf bereit stellen, weiterhin bedacht. So bleibt sichergestellt,
dass keine Unterscheidung gemacht werden kann, ob die Feststellung
der Arbeitsunfahigkeit in einem telefonischen Gesprich, einer
Videosprechstunde oder durch unmittelbare drztliche Untersuchung
in Prasenz erfolgt ist.

Dem Regelungsauftrag des Gesetzgebers ist der G-BA mit den
Vorlagen — sowohl dem Regelungstext als auch dessen Begriindungen
— nachgekommen.

Aufhebung von § 8 AU-RL

Diese Gestaltung ist konsequent.
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Gemeinsamer
Bundesausschuss

Stellungnahme zur Anderung der Arbeitsunfihigkeits-Richtlinie: Telefonische Fest-
stellung von Arbeitsunfdhigkeit

Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbande

29.10.2023

Stellungnahme / Anderungs-
vorschlag

Begriindung

Vollstandige Regelung der te-
lefonischen Feststellung der
Arbeitsunfahigkeit in einem
eigenstandigen Absatz 5a des
§ 4 der AU-RL und kein Ver-
weis auf die Regelungen der
Feststellung der Arbeitsunfa-
higkeit im Rahmen einer Vi-
deosprechstunde in Absatz 5
des & 4 der AU-RL.

Die telefonische Feststellung einer Arbeitsunfahigkeit ist —
auch nach dem Willen des Gesetzgebers — nachranging zur per-
sonlichen Untersuchung und zur Videosprechstunde.

Einer ordnungsgemal ausgestellten Arbeitsunfidhigkeitsbe-
scheinigung kommt nach der Rechtsprechung des Bundesar-
beitsgerichts ein hoher Beweiswert zu (BAG, Urt. v. 15. Juli
1992 — 5 AZR 312/91; BAG Urt. v. 19. Februar 2015 — 8 AZR
1007/13). Die Bescheinigung ist in der Praxis der wichtigste
Nachweis flir das Vorliegen einer krankheitsbedingten Arbeits-
unfédhigkeit — der Arbeitgeber muss sich auf die dort enthalte-
nen Angaben verlassen kénnen. Je geringer und weniger un-
mittelbar der persdnliche Kontakt zur Arztin bzw. zum Arzt ist,
desto eher besteht das Risiko, dass die Hemmschwelle fiir Be-
schiftigte sinken kann, falsche oder libertriebene Angaben zu
ihrem Gesundheitszustand zu machen.

§ 4 Abs. 1 Satz 2 der Arbeitsunfahigkeits-Richtlinie sieht daher
zu Recht fiir die Feststellung der Arbeitsunfahigkeit eine unmit-
telbare personliche arztliche Untersuchung vor, eine mittel-
bare persénliche Untersuchung in Form einer Videosprech-
stunde ist zurecht als Ausnahme von diesem Grundsatz nur un-
ter bestimmten Voraussetzungen vorgesehen, Aufgrund des
noch geringeren und noch weniger unmittelbaren Kontakts via
Telefon, missen die Voraussetzungen fiir eine telefonische
Feststellung noch sorgfaltiger eingegrenzt werden. Nur durch
diese MaBnahmen kann sichergestellt werden, dass schwere
Erkrankungen entdeckt bzw. nicht verschleppt werden und die
Aussagekraft von Arbeitsunfahigkeitsbescheinigungen erhalten
wird.

Neufassung des § 4 Abs. 5a
wie folgt:

S.0.




Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbande

29.10.2023

§ 4 Abs. 5a Satz 1:

Sofern die Feststellung der Ar-
beitsunfahigkeit im Rahmen
einer Videasprechstunde nicht
moglich ist, kann diese bei
Versicherten mit Erkrankun-
gen, die keine schwere Symp-
tomatik vorweisen auch nach
telefonischer Anamnese erfol-
gen entsprechend den Vorga-
ben nach Absatz 5 Satze 3 und
7 bis 9.

§ 4 Abs. 5a Satz 2:

Die erstmalige Feststellung
der Arbeitsunfahigkeit mittels
Telefon kann nur fur Versi-
cherte, die der Vertragsarztin
oder dem Vertragsarzt oder
einer anderen Vertragsarztin
oder einem anderen Vertrags-
arzt derselben Berufsaus-
libungsgemeinschaft aufgrund
friherer Behandlung unmit-
telbar persdnlich bekannt
sind, erfolgen, soll Gber einen
Zeitraum von bis zu drei Ka-
lendertagen nicht hinausge-
hen und nicht dfter als zwei-
mal pro Jahr ausgestellt wer-
den.

Es ist richtig, dass wie bereits im vorliegenden Entwurf vorge-
sehen, eine telefonische Feststellung nur fir Versicherte, die
der Vertragsarztin oder dem Vertragsarzt oder einer anderen
Vertragsarztin oder einem anderen Vertragsarzt derselben Be-
rufsausiibungsgemeinschaft aufgrund friherer Behandlung un-
mittelbar personlich bekannt sind, erfolgen kann. Ein vorheri-
ger Patientenkontakt und die Méglichkeit in eine Krankenakte
Einsicht zu nehmen, erleichtert der Arztin bzw. dem Arzt eine
genauere Einschatzung des Zustands der Patienten und der In-
formationen (iber Vorerkrankungen und den bisherigen Ge-
sundheitszustand. Das Bundesarbeitsgericht hat zu Recht fest-
gestellt, dass von einer ordnungsgemal ausgestellten Arbeits-
unfahigkeitsbescheinigung nicht mehr ausgegangen werden
kann, wenn der Ausstellung keine Untersuchung vorausgegan-
gen ist und mangels Patientenbeziehung auch eine Ferndiag-
nose ausscheidet (BAG, Urt. v. 11. August 1976 — 5 AZR
422/75).

Dariber hinaus ist eine Begrenzung des Zeitraums auf bis zu
drei Kalendertage erforderlich. Die Moglichkeit der telefoni-
schen Feststellung der Arbeitsunfahigkeit ist nach Willen des
Gesetzgebers auf Erkrankungen, die keine schwere Symptoma-
tik vorweisen, beschrankt. Vor diesem Hintergrund wird — wie
in den tragenden Griinden richtigerweise ausgeflihrt — die
Feststellung der Arbeitsunfahigkeit im Rahmen einer telefoni-
schen Anamnese in erster Linie nur bei Erkrankungen mit vo-
raussichtlich kurzer Dauer und regelmafig milderem Verlauf in
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Frage kommen. Eine Beschrankung auf drei Tage ermdoglicht,
dass die Beschaftigten ihre ,,Bagatellerkrankung” auskurieren
kdonnen, stellt aber andererseits sicher, dass schwerere Erkran-
kungen unentdeckt oder verschleppt werden.

Des Weiteren ist eine Begrenzung der Ausstellungshaufigkeit je
Patientin bzw. Patient (z. B. zweimal pro Jahr) vorzusehen. Dies
ermoglicht eine Inanspruchnahme bei kurzen und selten vor-
kommenden ,Bagatellerkrankungen”. Bei haufigeren Erkran-
kungen sind eine persénliche Untersuchung und eine verlassli-
che Feststellung der Erkrankung erforderlich, damit schwerere
Erkrankungen nicht unentdeckt bleiben oder verschleppt wer-
den und sich chronifizieren. Um diese Beschrankung wirksam
umzusetzen ist es notwendig, gleichzeitig eine Losung zu schaf-
fen, nach der Kassenarztliche Vereinigungen, Krankenkassen
und Arbeitgeber aus der Bescheinigung / dem Datensatz der
elektronischen Arbeitsunfahigkeitsbescheinigung (bzw. dem
Abrechnungsdatensatz) ersehen kénnen, aufgrund welcher Art
von Untersuchung die Bescheinigung ausgestellt wurde. Dies
ist auch deshalb dringend notwendig, damit die Mdglichkeit
der Ausstellung telefonischer Arbeitsunfdhigkeitshescheinigun-
gen wissenschaftlich evaluiert werden kann, was aktuell auf-
grund des mangelnden Kennzeichens und der damit verbunde-
nen mangelnden Datenlage leider nicht moglich ist. Es ist zu
prifen, ob die Kennzeichnung der Art, auf die die Arbeitsunfa-
higkeit festgestellt wurde, in den AU-RL oder von den Vertrags-
parteien im Bundesmanteltarif Arzte zu regeln ist.

Zusatzlich ist zu regeln, dass die telefonische Feststellung einer
Arbeitsunfahigkeit nur bis zu einer Obergrenze von z. B. 30 %
der insgesamt je Vertragsarzt festgestellten Arbeitsunfihig-
keitsfalle pro Quartal erfolgen darf. Eine solche Begrenzung ist
unbedingt erforderlich, um dafiir zu sorgen, dass sich keine An-
bieter etablieren, deren ausschlieBliches Geschaftsmodell die
telefonische Krankschreibung von Versicherten ist (,,Doc-Holi-
day”).

Die Erfahrungen — gerade auch der Arztekammern — zeigen,
dass es in der Pandemiesituation zu unrechtmagigen Angebo-

Richtlinie XXX Stand: T. Monat 111J
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ten von telefonisch ausgestellten Arbeitsunfahigkeitsbescheini-
gungen kam (vgl. Warnungen der Sachsischen Landesadrztekam-
mer, Arztekammer Berlin, der Arztekammer Nordrhein, der
Arztekammer Hessen). Fiir den Arbeitgeber sind solcherart
ausgestellte Arbeitsunfdhigkeitsbescheinigungen nicht leicht
als solche zu erkennen. Auch berichten Unternehmen von Fal-
len ungerechtfertigter Krankschreibungen (,,Gefélligkeitsattes-
ten”, Atteste von Anbietern wie Dr. Ansay und au-schein.de)
und einer Zunahme der bescheinigten Krankheitszeiten wah-
rend der im Zusammenhang mit der Corona-Sonderregelung
bestehenden befristeten Moglichkeit der telefonischen Fest-
stellung der Arbeitsunfahigkeit. Der Vergleich mit den gesetzli-
chen Vorgaben zur Mengenobergrenze bei Videosprechstun-
den spricht jedoch dafiir, dass die Kompetenz zur Regelung ei-
ner solchen Obhergrenze jedoch beim Bewertungsausschuss
und nicht beim Gemeinsamen Bundesausschuss liegen diirfte.

Nur durch diese Beschrdnkungen wird die vom Gesetzgeber
vorgesehene Beschrénkung auf Erkrankungen ohne schwere
Symptomatik (sog. ,Bagatellerkrankungen®) auch wirksam um-
gesetzt. Zudem ergibt sich auch nur so eine Unterscheidung
zwischen Feststellung im Rahmen einer Videosprechstunde (bis
zu 7 Tagen) und telefonischer Feststellung (nur bis zu 3 Tagen),
die das — vom Gesetzgeber vorgesehene — Vorrangverhaltnis
einer Feststellung im Rahmen einer Videosprechstunde unter-
streicht und anreizt.

§ 4 Abs. 5a Satz 3:

Die telefonische Feststellung
des Fortbestehens der Ar-
beitsunfahigkeit soll nur erfol-
gen, wenn bei der oder dem
Versicherten bereits zuvor
aufgrund unmittelbar persén-
licher Untersuchung durch die
Vertragsarztin oder den Ver-
tragsarzt Arbeitsunfahigkeit
wegen derselben Krankheit

Die — bereits im Entwurf vorgesehene — Beschrankung von te-
lefonischen Folgebescheinigungen auf den Fall, dass vorher
eine personliche Untersuchung stattgefunden hat, ist richtig.
Dies stellt sicher, dass bei schwerwiegenderen und langer an-
dauernden Erkrankungen eine persénliche Untersuchung und
eine verladssliche Feststellung der Erkrankung erfolgt, damit
schwerere Erkrankungen nicht unentdeckt bleiben oder ver-
schleppt werden und sich chronifizieren. Darlber hinaus ist
eine Begrenzung des Zeitraums auf bis zu drei Kalendertage zur
wirksamen Umsetzung der vom Gesetzgeber vorgesehenen Be-
schrankung auf Erkrankungen ohne schwere Symptomatik
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festgestellt worden ist und
soll Uber einen Zeitraum von
bis zu drei Kalendertagen
nicht hinausgehen.

(sog. ,Bagatellerkrankungen”) erforderlich und eine sich aus
dem oben stehenden Anderungsvorschlag ergebende Folge.

Richtlinie XXX Stand: T. Monat 111J




7.8 Miindliche Stellungnahmen

Alle stellungnahmeberechtigten Organisationen, die eine schriftliche Stellungnahme abgege-
ben haben sowie nicht auf eine Anhorung verzichtet haben, sind fristgerecht zur Anhérung am
14. November 2023 eingeladen worden.

Teilnehmer der Anhorung und Offenlegung von Interessenkonflikten

Vertreterinnen oder Vertreter von Stellungnahmeberechtigten, die an miindlichen Beratun-
gen im G-BA oder in seinen Untergliederungen teilnehmen, haben nach Maligabe des 1. Kapi-
tels 5. Abschnitt VerfO Tatsachen offen zu legen, die ihre Unabhangigkeit potenziell beeinflus-
sen. Inhalt und Umfang der Offenlegungserklarung bestimmen sich nach 1. Kapitel Anlage |,
Formblatt 1 VerfO (abrufbar unter www.g-ba.de).

Der Bundesbeauftragte fir den Datenschutz und die Informationsfreiheit (BfDI) hat an der
Anhorung am 14. November 2023 teilgenommen. GemaR des 1. Kapitels 5. Abschnitt § 23
Absatz 1 Satz 3 VerfO sind Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des BfDI von dieser Erklarungs-
pflicht ausgenommen.

Im Folgenden sind die Teilnehmer der Anhérung vom 14. November 2023 aufgefihrt und de-
ren potenziellen Interessenkonflikte zusammenfassend dargestellt. Alle Informationen beru-
hen auf Selbstangabe der einzelnen Personen. Die Fragen entstammen dem Formblatt und
sind im Anschluss an diese Zusammenfassung aufgefiihrt.

Organisation/ Anrede/Titel/Name Frage
Institution
1 2 3 4 5 6
Bundesvereinigung der Deut- Frau Susanne ja nein nein nein nein nein
schen Arbeitgeberverbande Wagenmann
Deutscher Gewerkschaftsbund | Herr Bertold nein nein nein nein nein nein
Briicher

Im ,,Formblatt 1 zur Offenlegung potenzieller Interessenkonflikte fiir Sachverstandige und Vertreterinnen oder Vertreter
von Stellungnahmeberechtigten” wurden folgende 6 Fragen gestellt:

Frage 1: Anstellungsverhiltnisse

Sind oder waren Sie innerhalb des laufenden Jahres und der 3 Kalenderjahre davor angestellt bei einem Unternehmen,
einer Institution oder einem Interessenverband im Gesundheitswesen, insbesondere bei einem pharmazeutischen Unter-
nehmen, einem Hersteller von Medizinprodukten oder einem industriellen Interessenverband?

Frage 2: Beratungsverhaltnisse

Beraten Sie oder haben Sie innerhalb des laufenden Jahres und der 3 Kalenderjahre davor ein Unternehmen, eine Institu-
tion oder einen Interessenverband im Gesundheitswesen, insbesondere ein pharmazeutisches Unternehmen, einen Her-
steller von Medizinprodukten oder einen industriellen Interessenverband direkt oder indirekt beraten?

Frage 3: Honorare

Haben Sie innerhalb des laufenden Jahres und der 3 Kalenderjahre davor direkt oder indirekt von einem Unternehmen,
einer Institution oder einem Interessenverband im Gesundheitswesen, insbesondere einem pharmazeutischen Unterneh-
men, einem Hersteller von Medizinprodukten oder einem industriellen Interessenverband Honorare erhalten fiir Vor-
trage, Stellungnahmen oder Artikel?

Frage 4: Drittmittel

Haben Sie und/oder hat die Einrichtung (sofern Sie in einer ausgedehnten Institution tatig sind, gentigen Angaben zu lhrer
Arbeitseinheit, zum Beispiel Klinikabteilung, Forschungsgruppe etc.), fiir die Sie tatig sind, abseits einer Anstellung oder
Beratungstatigkeit innerhalb des laufenden Jahres und der 3 Kalenderjahre davor von einem Unternehmen, einer Institu-
tion oder einem Interessenverband im Gesundheitswesen, insbesondere einem pharmazeutischen Unternehmen, einem
Hersteller von Medizinprodukten oder einem industriellen Interessenverband finanzielle Unterstiitzung fiir Forschungsak-
tivitdten, andere wissenschaftliche Leistungen oder Patentanmeldungen erhalten?
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Frage 5: Sonstige Unterstiitzung

Haben Sie und/oder hat die Einrichtung (sofern Sie in einer ausgedehnten Institution tatig sind, gentigen Angaben zu lhrer
Arbeitseinheit, zum Beispiel Klinikabteilung, Forschungsgruppe etc.), fir die Sie tatig sind, innerhalb des laufenden Jahres
und der 3 Kalenderjahre davor sonstige finanzielle oder geldwerte Zuwendungen (z. B. Ausristung, Personal, Unterstt-
zung bei der Ausrichtung einer Veranstaltung, Ubernahme von Reisekosten oder Teilnahmegebiihren ohne wissenschaft-
liche Gegenleistung) erhalten von einem Unternehmen, einer Institution oder einem Interessenverband im Gesundheits-
wesen, insbesondere von einem pharmazeutischen Unternehmen, einem Hersteller von Medizinprodukten oder einem
industriellen Interessenverband?

Frage 6: Aktien, Geschiftsanteile

Besitzen Sie Aktien, Optionsscheine oder sonstige Geschaftsanteile eines Unternehmens oder einer anderweitigen Insti-
tution, insbesondere von einem pharmazeutischen Unternehmen oder einem Hersteller von Medizinprodukten? Besit-
zen Sie Anteile eines ,Branchenfonds”, der auf pharmazeutische Unternehmen oder Hersteller von Medizinprodukten
ausgerichtet ist?

Der Inhalt der mindlichen Stellungnahme wurde in einem stenografischen Wortprotokoll
festgehalten und in fachlicher Diskussion im Unterausschuss Veranlasste Leistungen gewdir-
digt. Der Unterausschuss Veranlasste Leistungen hat festgestellt, dass keine tGber die schrift-
lich abgegebene Stellungnahme hinausgehenden Aspekte in der Anhérung vorgetragen wur-
den. Daher bedurfte es keiner gesonderten Auswertung der mindlichen Stellungnahmen
(siehe 1. Kapitel § 12 Absatz 3 Satz 4 VerfO).

7.9 Wortprotokoll der Anhérung vom 14. November 2023

Vorsitzende: Frau Dr. Lelgemann

Beginn: 10:35 Uhr

Ende: 11:02 Uhr

Ort: Gemeinsamer Bundesausschuss

Gutenbergstrale 13, 10587 Berlin (Hybridsitzung)
Teilnehmer der Anhérung

Deutscher Gewerkschaftsbund (DGB):
Herr Briicher

Bundesbeauftragte fiir den Datenschutz und die Informationsfreiheit (BfDI):
Herr Oster

Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbande (BDA):
Frau Wagenmann

Beginn der Anhorung: 10:35 Uhr
(Die angemeldeten Teilnehmenden sind der Sitzung zugeschaltet.)

Frau Dr. Lelgemann (Vorsitzende): Ich begriiRe Sie ganz herzlich. Ich schaue erst einmal, wer
von unseren Gasten schon da ist. Angemeldet ist fir den Deutschen Gewerkschaftsbund: Herr
Briicher. Sind Sie da Herr Briicher und konnen Sie uns horen? — Sprechen Sie mal mit uns, dann
wissen wir auch, ob wir Sie horen. Wir héren Sie namlich noch nicht. [Anm. GS: Technische
Probleme bei Herrn Briicher]

Dann begriif3e ich jetzt Sie, Frau Wagenmann, fiir die Bundesvereinigung der Deutschen Ar-
beitgeberverbande.

Frau Wagenmann (BDA): Vielen Dank. Ich bin anwesend.
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Frau Dr. Lelgemann (Vorsitzende): Sie sind anwesend, wunderbar zu sehen und gut zu héren.
— AuBerdem ist noch Herr Oster fiir die Bundesbeauftragte fir den Datenschutz und die Infor-
mationsfreiheit angemeldet. Sind Sie auch da, Herr Oster?

Herr Oster (BfDI): Herr Oster ist da. Und ich hoffe, Sie horen mich auch.
Frau Dr. Lelgemann (Vorsitzende): Ja, wir kénnen Sie sehen und horen. Das ist super!

Ich wirde vorschlagen, wir warten noch einen kleinen Moment. Ich begriiBe schon mal alle
im Raum Anwesenden.

Herr Briicher, konnten Sie sich Hilfe holen? — Nein, wir kdnnen Sie leider immer noch nicht
horen. Gibt es hier irgendjemanden im Raum, der telefonischen Kontakt mit Herrn Briicher
aufnehmen kénnte? — Wir versuchen Sie anzurufen, Herr Briicher, um lhnen moglicherweise
Hilfestellung zukommen zu lassen.

Herr Briicher, da Sie uns ja horen kénnen, mach ich schon mal die Formalien.

Also: Ich begrifRRe Sie ganz herzlich im Namen der Mitglieder des Unterausschusses Veran-
lasste Leistungen des Gemeinsamen Bundesausschusses, und zwar zu unserer miindlichen An-
hérung zur Anderung der Arbeitsunfihigkeits-Richtlinie. Konkret geht es hier um die — wie Sie
natirlich alle wissen —telefonische Feststellung der Arbeitsunfahigkeit. Wie Sie wissen, haben
wir uns im Rahmen der Pandemie reichlich mit dem Thema beschaftigt. Seit dem Arzneimittel-
Lieferengpassbekdampfungs- und Versorgungsverbesserungsgesetz haben wir jetzt den Auf-
trag erhalten, die telefonische AU dauerhaft zu ermoglichen.

Es liegt Ihnen ein Beschlussentwurf und die Tragende Griinde vor. Wir bedanken uns ganz
herzlich fur Ihre schriftlichen Stellungnahmen, die bei uns eingegangen sind. Vielen Dank da-
fir. Ich kann lhnen versichern, dass wir sie auch alle schon gelesen haben. Von daher ist es
sicher zielfihrend, sich gleich auf die wesentlichen Punkte zu beschranken.

Flr Sie noch zur Information: Wir zeichnen diese Anhérung auf, um dann im Anschluss ein
Wortprotokoll erzeugen zu kénnen. Dieses Wortprotokoll wird auch Bestandteil der Zusam-
menfassenden Dokumentation und wird veroffentlicht werden. — Vielen Dank dafiir.

Ich wiirde lhnen jetzt der Reihe nach zundchst das Wort geben wollen. Wir fangen an, Ladies
first, mit Frau Wagenmann von der Bundesvereinigung Deutscher Arbeitgeberverbande.
— Bitte, Frau Wagenmann, Sie haben das Wort.

Frau Wagenmann (BDA): Vielen Dank, Frau Vorsitzende. Vielen Dank, Frau Lelgemann. — Ich
mache nur kurze Statements. Denn, wie Sie sagen, haben Sie die Stellungnahme vorliegen und
gelesen.

Aus Arbeitgebersicht ist die AU-Bescheinigung in der Praxis der wichtigste Nachweis fiir das
Vorliegen einer krankheitsbedingten Arbeitsunfahigkeit. Nach der Rechtsprechung kommt ihr
auch ein hoher Beweiswert zu. Das heiRt, der Arbeitgeber muss sich auf eine AU verlassen
kénnen.

Aus unserer Sicht ist es so: Je ndher der persénliche Kontakt zur Arztin oder zum Arzt ist, desto
grofer ist das Sensorium, um hier eine Arbeitsunfahigkeit feststellen zu kénnen. Sie kénnen
abhoren; sie konnen die Farbe der Haut anschauen; sie konnen im Zweifelsfall die Person auch
anfassen. Schon bei der Videosprechstunde, aber erst recht per Telefon geht ein Teil dieses
Sensoriums verloren.

Deswegen ist es aus unserer Sicht vollkommen richtig, dass es vorgesehen ist, dass die Video-
sprechstunde beziehungsweise die personliche Untersuchung Vorrang vor einer telefonischen
Feststellung hat und dass die Telefonie zur Feststellung nur fur persénlich bekannte Patientin-
nen und Patienten moglich sind. Dann hat man namlich die Méglichkeit, in der Patientenakte
nachzuschauen und hier seine Wahrnehmung dadurch zu ergédnzen, dass die Ausstellung nur
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fir ein begrenztes Diagnosespektrum maoglich ist, namlich fiir nicht schwerwiegende Erkran-
kungen, sprich, Bagatellerkrankungen und das Folgebescheinigungen nur fiir den Fall, dass
vorher eine personliche Untersuchung stattgefunden hat, moglich sind.

Dariber hinaus sind aus unserer Sicht noch einige weitere Erganzungen vorzunehmen. Zum
einen ist unserer Ansicht nach der Zeitraum, fiir den die AU ausgestellt werden kann, zu be-
grenzen. Sinn und Zweck oder Ziel ist, nicht schwerwiegende Symptomatik also Bagateller-
krankungen abzudecken.

In diesem Sinne ist in den Tragenden Griinden richtigerweise aufgefiihrt, dass die Feststellung
der Arbeitsunfahigkeit im Rahmen einer telefonischen Anamnese in erster Linie nur bei Er-
krankungen mit voraussichtlich kurzer Dauer und regelmafig mildem Verlauf infrage kom-
men. Der Hintergrund ist, dass die Beschaftigten ihre Bagatellerkrankung auskurieren kénnen
sollten, ohne in einem Wartezimmer sitzen zu miissen oder sogar zum Arzt gehen zu mussen.
Insoweit halten wir das fiir richtig. Aber wir halten es ebenfalls fiir richtig, den Zeitraum auf
drei Tage zu begrenzen.

In dem Zusammenhang mochte ich auf ein redaktionelles Versehen, auf einen redaktionellen
Fehler in unserer Stellungnahme hinweisen: In unserer Stellungnahme zu § 4 Absatz 5a Satz 2
auf Seite 3 im ersten Absatz muss es korrekterweise richtig heilen: ,Eine Beschrankung auf
drei Tage ermoglicht, dass die Beschaftigten ihre Bagatellerkrankungen auskurieren kénnen,
stellt aber andererseits sicher, dass schwere Erkrankungen nicht — hier fehlt das ,,nicht” und
wdre zu erganzen — unentdeckt bleiben — hier fehlt ,bleiben”, was noch zu ergédnzen ware —
oder verschleppt werden. Ohne das ist es sinnentstellt. Ich mochte mich dafiir entschuldigen.

Des Weiteren ist es aus unserer Sicht auch noch notwendig, die Ausstellungshaufigkeit pro
Beschaftigen pro Jahr zu begrenzen, um die telefonische AU nicht unbegrenzt méglich zu ma-
chen. Unserer Ansicht nach ist gerade bei haufigen Erkrankungen, auch wenn sie nur kurzfris-
tig sind, eine verldssliche Feststellung der Erkrankung notwendig, gerade damit eine schwe-
rere Erkrankung nicht unentdeckt bleibt, verschleppt wird oder sich chronifiziert. Es muss ja
einen Grund haben, wenn jemand sehr oft hintereinander kiirzere Krankheiten hat und tele-
fonische arbeitsunfahig geschrieben wird. Da darf es nicht passieren, dass schwerere zugrun-
deliegende Erkrankungen tGbersehen werden.

Des Weiteren sollte eine Quotierung der Ausstellungshaufigkeit je Vertragsarzt auf beispiels-
weise 30 Prozent stattfinden, so wie es aktuell noch bei den Videosprechstunden vorgesehen
ist. Der Hintergrund dafiir ist, dass wir im Rahmen der Corona-Pandemie auf Arbeitgeberseite
feststellen mussten, dass es auch Angebote gibt, die hier Krankschreibungen telefonisch er-
moglichen, die nicht immer zu einhundert Prozent verlasslich sind. Hier gibt es auch entspre-
chende Warnmeldungen der Arztekammern zu falsch ausgestellten Arbeitsunfihigkeitsbe-
scheinigungen. Eine solche Begrenzung wiirde dazu fihren, dass es kein Geschaftsmodell wird
wie beispielsweise ,,Dr. Ansay” oder ,,AU-Schein®, dass ein Arzt nichts anderes macht auRer
telefonische AU auszustellen und dann, ohne allen Vertragsarzten, die eine richtige Arbeit tun,
nahe zu treten zu wollen, als ,Doc Holiday“, tatig werden und hier die Arbeit von allen anderen
beschadigen.

Auch ist mir klar, um so etwas machen zu kbnnen, misste man sehen kénnen, ob die AU nach
persoénlicher Untersuchung, nach telefonischer Untersuchung oder Videountersuchung aus-
gestellt wurde. Das ist heute nicht erkennbar. Hierflr wére aus unserer Sicht ein Kennzeichen
zu schaffen. Das wiirde vor allem auch endlich eine Datenbasis bieten, um telefonische AU
evaluieren zu kdnnen, was heute gerade nicht der Fall ist. Wir wissen nicht, wie die telefoni-
sche Feststellung von Arbeitsunfahigkeit in der Pandemie gewirkt hat, weil wir Gberhaupt
nicht wissen, wie viele AU telefonisch, nach Videosprechstunde oder entsprechend nach per-
sonlicher Untersuchung ausgestellt wurden. — Vielen Dank.
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Frau Dr. Lelgemann (Vorsitzende): Vielen Dank fir Ihre sehr umfangreichen Darlegungen.
— Ich gebe jetzt zunachst einmal an die Bundesbeauftragte fiir den Datenschutz und die Infor-
mationsfreiheit, Herrn Oster, weiter.

Herr Oster (BfDI): Vielen lieben Dank! — Auch ich versuche, mich kurz zu fassen. Unsere Stel-
lungnahme, die auch nicht sonderlich umfangreich ist, liegt Ihnen ja vor.

Wir sind hier in einer Situation, dass die Leistungserbringer bei der telefonischen Krankschrei-
bung Daten von Versicherten verarbeiten sollen, die sie aber nicht sehen. Anders ist es bei
einer Videosprechstunde. Richtigerweise gehen Sie in lhren Tragenden Griinden zu der Richt-
linie auch auf diese Problematik ein. Sie beschreiben dort, dass hier die Verifizierung bezie-
hungsweise die Authentifizierung der Versicherten in geeigneter Weise sicherzustellen ist.
Diesen Ansatz haben wir begriiRt. Wir regen aber dartber hinaus an, diese Pflicht der Authen-
tifizierung, die unserer Ansicht nach bei den Leistungserbringern liegt, einfach aus Klarstel-
lungsgriinden auch in den Richtlinientext aufzunehmen. — Vielen Dank.

Frau Dr. Lelgemann (Vorsitzende): Vielen Dank. Sie haben sich im Wesentlichen auch auf den
Kern lhrer Stellungnahme bezogen. Vielen Dank dafiir. — Jetzt noch einmal einen Versuch, Herr
Briicher, ob wir Sie héren kdnnen. — Es hat sich leider nichts gedndert. Wir kdnnen Sie leider
nicht horen. —Ja! Wir kdnnen Sie jetzt horen.

Herr Briicher (DGB): Jetzt geht’s?
Frau Dr. Lelgemann (Vorsitzende): Ja!
Herr Briicher (DGB): Gut, dann ist ja prima. Schon.

Frau Dr. Lelgemann (Vorsitzende): Herr Briicher, Sie haben das Wort. Wir kénnen Sie horen.
— Bitte, lhre Stellungnahme.

Herr Briicher (DGB): Erst einmal: Ich konnte Sie gut verstehen. — Wir beflirworten vom DGB
aus und von den DGB-vereinten Gewerkschaften das Vorgehen, was auch vom Gesetzgeber
an den G-BA herangetragen worden ist.

Ich mochte jetzt die Moglichkeit nutzen, weil die Stellungnahme auch schriftlich vorliegt, kurz
darauf einzugehen, was die Kollegin von der BDA gesagt hat. Und zwar sagten Sie, dass die AU
auf drei Tage begrenzt werden soll. Der Meinung sind wir nicht. Wir wollen diesbeziiglich auch
der Stellungnahme folgen, weil es gerade ausgeschlossen ist, dass eine telefonische AU-Fest-
stellung bei dem Arzt unbekannten Versicherten erfolgt. Von daher halten wir es fir zuldssig,
die Erstfeststellung von Bagatellerkrankungen auch auf bis sieben Tage zu begrenzen.

AuBerdem sind wir entschieden dagegen, dass eine Kenntlichmachung erfolgt, also, dass dort
beispielsweise steht: Arbeitsunfihigkeit wurde festgestellt nach Videosprechstunde; nach Un-
tersuchung in Prasenz oder nach telefonischer Anamnese. Denn — da habe ich die Kollegin von
der BDA auch so verstanden — wir sind alle daran interessiert, dass der hohe Beweiswert der
Arbeitsunfahigkeitsbescheinigung so bleibt, wie er ist. Von daher ware es merkwiirdig, wenn
man dort differenzieren wirde. Also: Keine Kennzeichnung, sondern das System so weiterlau-
fen lassen, wie es sich auch in der Pandemie bewahrt hat.

Auf den letzten Einwand, der seitens der BDA erhoben wurde, dass der Gefahr vorgebeugt
werden soll, dass daraus Geschaftsmodelle entstehen: Ich finde, dem tritt der G-BA schon al-
lein deswegen entgegen, weil er ausschlieRt, dass der Arzt ihm nicht bekannte Patienten eine
telefonische AU-Feststellung in die Wege leitet. Das war in der Pandemie anders. Da war es
moglich, dass bei diesen sogenannten Erkdltungskrankheiten oder bei den Krankheiten mit
entsprechenden Symptomatiken auch fir den Arzt unbekannte Patienten eine bis zu drei Tage
andauernde AU ausgestellt werden konnte. Das ist jetzt ausgeschlossen. Es ist Voraussetzung,
dass Arzt und Versicherter sich in diesem Verhaltnis zwischen Arzt und Patient kennen. Von
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daher folgen wir in voller Ganze, auch unter zur Kenntnisnahme der Einwdnde der BDA mit
den gerade getitigten AuRerungen dem Beschlussentwurf des G-BA.

Frau Dr. Lelgemann (Vorsitzende): Vielen Dank. Sie haben sich zum richtigen Zeitpunkt noch
zugeschaltet. Vielen Dank fiir lhre Ausfiihrungen.

Esist jetzt auch nicht Gberraschend, dass hier durchaus unterschiedliche Positionen bestehen.
Das haben wir lhren Stellungnahmen vorher schon entnommen. Manches ist jetzt gerade
schon deutlich geworden. Ich mache noch einmal darauf aufmerksam, dass wir insgesamt hier
einen gesetzlichen Auftrag im Sinne der untergesetzlichen Normgebung umsetzen.

Jetzt die Frage an die Mitlieder des Unterausschusses: Gibt es Fragen aus Ilhrem Kreis an die
uns zugeschalteten Expertinnen und Experten? — Der GKV-SV, bitte.

GKV-SV: Ich habe eine Frage an den DGB: Herr Briicher, wenn ich mich recht erinnere, dann
haben Sie auch an der Fachanhorung, die wir vor etwas Uiber einem Jahr zum selben Thema
gemacht haben, teilgenommen. Damals ging es auch schon um die Frage, ob man bestimmte
Regelungen verstetigt, die im Zusammenhang mit Telefonie eine Rolle gespielt haben.

Damals haben Sie auch in lhrer schriftlichen Stellungnahme als DGB auf die Frage, unter wel-
chen Voraussetzungen man eine solche Verstetigung als sachgerecht einschéatzt, gesagt, dass
das aus lhrer Sicht nur fir alle leicht infektiosen Erkrankungen mit regelmaRig milderem Ver-
lauf vorstellbar ist. Vor diesem Hintergrund méchte ich jetzt nochmal ganz konkret nachfra-
gen: Wir haben in den Tragenden Griinden zu dem jetzigen Beschluss eine dhnliche Formulie-
rung gewahlt. — Ich mache auch keinen Hehl daraus, dass wir bei Ihnen ein wenig abgeschrie-
ben haben. — In der abweichenden Position des GKV-Spitzenverbandes haben wir gesagt: Vor
diesem Hintergrund wird die Feststellung der AU im Rahmen der telefonischen Anamnese in
erster Linie bei Erkrankungen mit voraussetzlich kurzer Dauer und regelmafig milderem Ver-
lauf infrage kommen. Jetzt haben Sie in Ihrer Stellungnahme darauf nicht nochmal konkret
Bezug genommen. Darf ich aber Ihren heutigen AuBerungen entnehmen, dass Sie diese Aus-
richtung auf Bagatellerkrankungen, auf Erkrankungen mit regelmaRig milderem Verlauf durch-
aus auch unterstitzen wiirden?

Herr Briicher (DGB): Ja, auf jeden Fall. Sie haben es schon richtig verstanden. Wir haben jetzt
nicht jeden Punkt in dem Entwurf des G-BA noch einmal wiederholt und gesagt: ,Das finden
wir gut.” Wir folgen dem Entwurf voll umfanglich, auch in den Regelungen, auch dass man das
auf die sogenannten Bagatellerkrankungen beschrankt.

In der seinerzeitigen Diskussion — da ging es mehr darum, das Thema zu diskutieren — wurde
auch gefragt — nicht von uns, sondern aus Ilhrem Kreis —, ob man das auf andere Erkrankungs-
formen, auch durchaus welche mit schwererem Verlauf, aber gesichertem Diagnosebild, aus-
weiten konnte. Wir waren nicht der Auffassung. Von daher, wenn Sie so wollen, sehen wir uns
in dem Entwurf des G-BA in unserer Auffassung nicht nur bestatigt, sondern wir finden sie
wieder.

Frau Dr. Lelgemann (Vorsitzende): Ich glaube, die Frage ist hinlanglich beantworten. Vielen
Dank, Herr Briicher. — Gibt es weitere Fragen beziehungsweise gibt es Erganzungsbedarf oder
auch kontroverse Positionierungen aus dem Kreis der zugeschalteten Expertinnen und Exper-
ten. — Die Patientenvertretung, bitte.

PatV: Vielen Dank. — Ich habe eine Nachfrage an Herrn Briicher: Wo sehen Sie den Unterschied
zwischen einer Erkrankung ohne schwere Symptomatik und einer Bagatellerkrankung?

Frau Dr. Lelgemann (Vorsitzende): Das ist ein Wortspiel.

PatV: Ich begriinde die Frage: Der Gesetzgeber sagt ja, es geht um Erkrankungen, die keine
schwere Symptomatik aufweisen. Die Frage steht im Raum, inwieweit man jetzt noch sagen
muss, dass es um Bagatellerkrankungen geht.
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Herr Briicher (DGB): Ich wiirde das gleichsetzen. Also, es sind eigentlich zwei unterschiedliche
Begrifflichkeiten. Schwere Symptomatik geht darauf ein, wie sich eine Krankheit auf einen Be-
troffenen auswirkt, wahrend man bei der Bagatelle sagt, dass das doch nicht der Rede wert
ist. Ich wiirde jetzt keine Unterscheidung machen, dass eine Definition vorgenommen wird:
Bagatellerkrankung ist der Schwere nach das und das; und eine Erkrankung ohne schwere
Symptomatik ist das und das. Lasst es uns gleichsetzen. Nach meinem Verstandnis ist das so.

Frau Dr. Lelgemann (Vorsitzende): Wenn ich die Patientenvertretung anschaue, glaube ich,
dass die Frage ausreichend beantwortet worden ist. — Gibt es Erganzungsbedarf oder Gegen-
positionierungen? — Frau Wagenmann, bitte.

Frau Wagenmann (BDA): Vielen Dank. —Ich habe keine Gegenpositionierung, sondern tat-
sachlich nochmal den Verweis auf die Tragenden Griinde. Dort ist genau beschrieben, was
gemeint ist. Es geht hier tatsdchlich um Erkrankungen, die keine schwere Symptomatik auf-
weisen. Die sind genau dadurch gekennzeichnet, dass sie voraussichtlich von kurzer Dauer
sind und einen milden Verlauf haben. Denn etwas anderes kann keine schwere Symptomatik
nicht sein. Ich glaube, es ist tatsdchlich auch wichtig, dass das zumindest in dieser Form be-
schrieben wird: Kurze Dauer und milder Verlauf. Das sollte ein ganz klein wenig prazisiert wer-
den, denn etwas anderes kann keine schwere Symptomatik nicht sein, damit auch auf allen
Seiten Klarheit herrscht, sowohl bei den Versicherten als auch bei all den Arztinnen und Arz-
ten, die diese Richtlinie am Ende des Tages betrifft und die sie anwenden. — Danke.

Frau Dr. Lelgemann (Vorsitzende): Vielen Dank. — Gibt es weitere Fragen? — Der GKV-SV,
bitte.

GKV-SV: Ich habe jetzt noch eine Frage an Sie, Frau Wagenmann, auch vor dem Hintergrund,
dass wir das jetzt geklart haben, dass wir zwar nicht das Wording ,Bagatellerkrankungen® ver-
wenden, auch im Richtlinientext oder in den Tragenden Griinden tun wir das nicht, aber wir
haben die Definition, dass es um regelmaRig kurz verlaufende und mit mildem Verlauf einher-
gehende Erkrankungen geht. Habe ich es richtig verstanden, dass das auch ein Stlickweit |hr
Ansatz ist, weshalb Sie sagen, dass Sie die grundsatzliche Idee teilen, dass man ,abgestuft”
sagt.

Die personliche Befunderhebung ist natirlich der Goldstandart. Wenn das nicht geht oder es
gute Grinde gibt, davon abzuweichen, dann kommt als zweiter Schritt die Videosprechstunde.
Wenn das nicht geht, dann auch unter bestimmten Voraussetzungen die Telefonie bei be-
kannten Versicherten. Dem stimmen Sie zu.

Aber aufgrund dieser Abstufung der unterschiedlichsten Méglichkeiten, personlich einen Ein-
blick zu gewinnen, sehen Sie die Notwendig, die Dauer der Attestierung der Arbeitsunfahigkeit
gegenlber der Videosprechstunde auch nochmal herabzusetzen. Auch vor dem Hintergrund,
weil Sie sagen, das, was im Rahmen der Telefonie moglicherweise der Hintergrund der Be-
schwerden des Versicherten ist, ist auch nochmal etwas abgestuft von dem, was in der Video-
sprechstunde moglich ist.

Frau Wagenmann (BDA): Vielen Dank, GKV-SV. — Genau in die Richtung sehen wir das. Ich darf
das nochmal kurz prazisieren: Es ist ja schon in der AU-Richtlinie richtigerweise die personliche
Untersuchung als Goldstandard und die Videosprechstunden als Ausnahme von diesem
Grundsatz unter bestimmten Voraussetzungen vorgesehen. Das halten wir fiir absolut richtig.

Ich bin keine Arztin. Aber ich glaube, wir sind uns alle einig, dass nicht jede Erkrankung einer
Untersuchung und Feststellung per Video und/oder erst recht per Telefon zugénglich ist. Des-
wegen halten wir die Idee des abstuften Vorgehens fir richtig. Darauf bezieht sich auch unser
Vorschlag, die Dauer bei der telefonischen AU auf drei Tage zu reduzieren, obwohl die Patien-
tinnen und Patienten bekannt sind. Ich kann sie nicht sehen; ich kann sie nicht anfassen. Das
einzige Sensorium, was mir bleibt, was fiir einen guten Arzt mit bekannten Patienten auch gut
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ist, ist das, was mir der Patient berichtet, und ich kann nochmal gezielt Nachfragen stellen.
Aber ich kann ihn mir beispielsweise nicht anschauen, was ich beispielsweise mit einer Video-
sprechstunde koénnte.

Vor diesem Hintergrund, wenn ich das richtig sehe, ist es so, dass bei einer Videosprechstunde
mit unbekannten Patientinnen und Patienten die Zeit entsprechend auch geringer ist, die ich
hier krankschreiben kann, weil mir da ebenfalls ein Sensorium fehlt. Ich habe zwar die Video-
sprechstunde und ich kann mir den anschauen, aber ich kann nicht in die Akte gucken; ich
kenne den Patienten nicht. Bei der telefonischen Feststellung der Arbeitsunfahigkeit kenne
ich zwar den Patienten, aber ich kann ihn mir nicht anschauen. Da fehlt mir auch etwas an
Sensorium. Vor diesem Hintergrund schlagen wir hier tatsachlich eine Verkiirzung vor, unter
anderem auch vor dem Hintergrund, dass es sich wirklich sichergestellt nur um leichte Erkran-
kungen mit nicht schwerem Verlauf handelt, damit auch nichts verschleppt wird oder sich
chronifiziert. — Vielen Dank.

Frau Dr. Lelgemann (Vorsitzende): Vielen Dank. Ich sehe hier, dass die Frage ausreichend be-
antwortet ist. — Gibt es weitere Fragen aus dem Kreis des Unterausschusses? — Das ist nicht
der Fall.

Ich bedanke ich mich ganz herzlich sowohl nochmal fiir lhre schriftlichen Stellungnahmen, als
auch fir die Teilnahme an der Anhérung. Ich wiinsche Ihnen einen schénen Tag. Ich freue mich
sehr, dass die technischen Schwierigkeiten genau zum richtigen Zeitpunkt Gberwunden wer-
den konnten. — Vielen Dank! Machen Sie es gut! Tschiss.

Schluss der Anhorung: 11:02 Uhr

44



	Tragende Gründe
	zum Beschluss des Gemeinsamen Bundesausschusses über eine Änderung der Arbeitsunfähigkeits-Richtlinie: Telefonische Feststellung von Arbeitsunfähigkeit

	1. Rechtsgrundlage
	2. Eckpunkte der Entscheidung
	2.1 Zu § 4 Absatz 5a (neu) AU-RL
	2.2 Ergänzung in § 4 Absatz 5 Satz 2 AU-RL und Einführung eines neuen Satzes 10 in § 4 Absatz 5 AU-RL
	2.3 Aufheben von § 8 AU-RL
	2.4 Inkrafttreten

	3. Würdigung der Stellungnahmen
	4. Bürokratiekostenermittlung
	5. Verfahrensablauf
	6. Fazit
	7. Dokumentation des Stellungnahmeverfahrens
	7.1 Einleitung des schriftlichen Stellungnahmeverfahrens
	7.2 Eingegangene Stellungnahmen
	7.3 Beschlussentwurf zum Stellungnahmeverfahren
	7.4 Tragende Gründe zum Stellungnahmeverfahren
	7.5 Auszug der AU-RL zum Stellungnahmeverfahren
	7.6 Auswertung der schriftlichen Stellungnahmen
	7.7 Volltext der schriftlichen Stellungnahme
	7.8 Mündliche Stellungnahmen
	7.9 Wortprotokoll der Anhörung vom 14. November 2023


